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Bekanntmachung 

der Neufassung des Biersteuergeselzes. 

Vom 14. März 1952. 

Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Biersteuergeselzes vom 14. August 1950 (Bu.n- 
desgesetzbl. S. 363) wird nachstehend der Wortlaut 
dos Bicrsteuergcsctzcs in der nunmehr geltenden 
Fasse ng bek armtyegeben. 

Bonn, den 14. März 1952. 

Der Bund es minister der Finanzen 
Schaffer 


Biersteuergesetz 

in der Fassung vom 14. März 1952. 


I. A 11 g e m eine Vorschriften 
Gegenstand der Biersteuer 
§ 1 

Bier unterliegt einer Abgabe (Biersteuer). Die 
Bierstcuor ist Verbraudisteuer im Sinn der Reichs¬ 
abgaben Ordnung. 

Entstehung der Steuerschuld, 

Person des Steuerschuldners 

5 2 

(1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, • daß Bier 
aus der Brauerei entfernt oder innerhalb der Braue¬ 
rei getrunken wird, und zwar im Zeitpunkt der Ent¬ 
fernung oder der Entnahme des Biers. Der Bundes- 
rninislor der Finanzen kann in die Versendung von 
Farbebier Ausnahmen zulassi ■ 

(2) Steuerschuldner ist »n Bier für seine Rech¬ 
nung herstellt oder her !>•• läßt. Steuerschuldner 
ist auch der Inhaber eine • i nie:ei für das fremde 
Bier, das in seine Bumer. • c .nyebracht wird. 

(3) Bei der Einfuhr vo.i Ihei ir das Inland gelten 
für die Entstehung der Steuerschuld, tür den Zeit¬ 
punkt, in dem die Steuers'hu Id entsteht, und tür 
die Person des Steuere huHuers die enlspredienden 
Vorsdiriltcn des Zoilreäils. 


Flöhe der Biersteuer 

§ 3 

(1) Die Biersteuer beträgt für jedes Hektoliter der 
in einem Bruuereibetrieb innerhalb eines Rechnungs¬ 
jahrs erzeugten Biermenge 


von 

den 

ersten 

2 000 hl 

12,— 

DM 

von 

den folgenden 

8 000 hl 

12,30 

DM 


„ 

„ 

10 000 hl 

12,60 

DM 



„ 

10 000 hl 

12,90 

DM 


„ 

n 

30 000 hl 

13,20 

DM 



„ 

30 000 hl 

13,80 

DM 

„ 

. 

n 

30 000 hl 

14,40 

DM 

„ 

dem 

Rest 


15,— 

DM. 


Für Hausbrauer (§ 9 Abs. 6), die Inhaber landwirt¬ 
schaftlicher Betriebe mit einer Grundfläche bis zu 
10 Hektar sind, die innerhalb eines Rechnungsjahrs 
aus selbstgewonnener Gerste nicht mehr als 10 
Hektoliter Bier mit einem Stammwürzegehalt von 
nicht mehr als 12 vom Hundert herslellen und die 
bereits vor dem 1. April 1930 die Brauereien in Be- 
trieb-hatten, ermäßigt sich der Steuersatz um 40 vom 
Hundert. Für Hausbrauer, die Inhaber eines land¬ 
wirtschaftlichen Betriebes mit einer Grundfläche von 
mehr als 10 Hektar sind, erhöht sich die steuer¬ 
begünstigte Jalrreshöchstmenge auf 15 Hektoliter 
Bier. Die Vergünstigung wird nur Hausbrauern ge¬ 
wahrt, die gewerbsmäßig fremdes Bier nicht ab¬ 
geben oder abgeben lassen. Die Vergünstigung er- 
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lischt mit Ablauf des Rechnungsjahrs, in dem in 
der Brauere i mehr als 10 oder 15 Hektoliter Bier er¬ 
zeugt wenden oder in denn die Ilausbrauer Bier, für 
das die SleueiVergünstigung in Anspruch genom¬ 
men worden ist, an nicht zum Haushalt gehörige 
Personen gegen Entgelt abgeben. 

(2) Die Steuersätze im Absatz 1 gellen für Voll¬ 
bier. Sic? ermäßigen sich für Schankbier um ein 
Vioi fei und für Einfachbier um die Hälfte. Sie er¬ 
hellen sich für SUnkbier um die Hälfte. Farbebier 
ist nach dem höchsten Satz ihr Starkbier zu ver¬ 
steuern. Einfachbier ist Bier mit einem Stammwürze¬ 
gehalt von 2 Iris .5,5 vom Hundert. Schankbier ist 
Bier mit einem Slammwiir/.egehalt von 7 bis 8 vom 
Hundert. Vollbier ist Bier mit einem Stammwürze¬ 
gehalt von 11 bis 14 vom Hundert. Starkbier ist 
Bier mit einem Sl.dinmwür/.ecjehalt von 1(3 vom Hun¬ 
dert und mehr. 

(3) Wird eine' Braustal.tcc von mehreren für eigene 
Rechnung brauenden Personen gemeinsam benutzt, 
so ist für die? Höhe des Steuersatzes nicht die in der 
Brauerei insgesamt hergeslellte Biermenge, sondern 
die Biermenge entscheidend, die jede • einzelne 
dieser Personen auf eigene Rechnung herstellt. Nach 
dem 1. August 1909 errichtete Brauereien dieser Art 
erhalten die Vergünstigung nicht; Ausnahmen 
können nach näherer Bestimmung des Bundcs- 
ministers der Finanzen zugclassen werden. 

§ 4 

Bier, das in das Inland eingeführt wird, ist mit 
dem höchsten Slaftelsatz für das im Inland her¬ 
gestellte Bier mit entsprechendem Stammwürze¬ 
gehalt zu versteuern. 

Steuerpflichtige Menge 

§ 5 

Die Feststellung der steuerpflichtigen Menge des 
innerhalb der Brauerei getrunkenen Biers erfolgt 
nach näherer Anordnung des Bundesministers der 
Finanzen. Im übrigen bestimmt sich die steuer¬ 
pflichtige Menge nach dem Raumgehalt der Um¬ 
schließungen (Fässer, Flaschen usw.J. 

Fälligkeit 

§ r> 

(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer bis zum 
fünfzehnten Tag des zweiten Monats zu ent¬ 
richten, der auf den Monat folgt, in dem die Steuer¬ 
schuld entstanden ist. 

(2) Bei der Einfuhr von Bier gelten für die Fällig¬ 
keit die entsprechenden Vorschriften des Zollrechts. 

(3) Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. 

Steuerbefreiung 

§ 7 

(1) Bier, das von Brauereien an ihre Angestellten 
und Arbeiter als Haustrunk gegen Entgelt oder un¬ 
entgeltlich abgegeben wird, ist nach näherer Bestim¬ 
mung des Bundesministers der Finanzen von der 
Steuer befreit. Brauereien dürfen Bier, das nach 
dieser Vorschrift steuerfrei geblieben ist, an andere 
Personen als ihre Angestellten und Arbeiter nicht 
abgeben. 

(2) Von der Biersteuer befreit ist Bier, das nach 
näherer Bestimmung des Bundcsministers der Finan¬ 
zen unter Steucraufsicht ausgeführt wird. 


Erstattung der Steuer 

§ 8 

Für Bier, das in die Brauerei zurückgelangt oder 
das in eine andere Brauerei eingebracht wird, kann 
die Biersteuer nach näherer Bestimmung des Bun- 
desministers der Finanzen erstattet werden. 

Bierbereitung 

§ 9 

(1) Zur Bereitung von untergärigem Bier darf, 
abgesehen von der Vorschrift im Absatz 3, nur 
Gerstenmalz, Hopfen, Hefe und Wasser verwendet 

werden. 

(2) Die Bereitung von obergärigem Bier unterliegt 
derselben Vorschrift; es ist hierbei jedoch auch die 
Verwendung von anderem Malz und die Verwen¬ 
dung von technisch reinem Rohr-, Rüben- oder In¬ 
vertzucker sowie von Stärkezucker und aus Zucker 
der bezeichneten Art hergestellten Farbmitteln zu¬ 
lässig. 

(3) Die Verwendung von Farbebieren, die nur aus 
Malz, Hopfen, Hefe und Wasser hergestellt sind, ist 
hei der Bierbereitung gestattet, unterliegt jedoch 
besonderen Überwachungsmaßnahmen. 

(4) Unter Malz wird alles künstlich zum Keimen 
gebrachte Getreide verstanden. 

(5) Für die Bereitung besonderer Biere sowie von 
Bier, das -nachweislich zur Ausfuhr bestimmt ist, 
können Abweichungen von den Vorschriften in den 
Absätzen 1 und 2 gestattet werden. 

(6) Die Vorschriften in den Absätzen 1 und 2 finden 
keine Anwendung für diejenigen Brauereien, die 
Bier nur füp den Hausbedarf hersteilen (Hausbrauer). 

( 7 ) Der Zusatz von Wasser zum Bier durch Brauer 
nach Feststellung des Extraktgehalts der Stamm¬ 
würze im Gärkcller oder durch Bierhändler oder 
durch Wirte ist untersagt. Das Hauptzollamt kann 
Brauern unter den erforderlichen Sicherungsmaß¬ 
nahmen den Zusatz von Wasser zum Bier nach 
Feststellung des Extrakt.gehalls der Stammwürze 
im Gärkeller gestatten. 

(8) Die Vermischung von Einfachbier, Schankbier, 
Vollbier und Starkbier miteinander, sowie der Zu¬ 
satz von Zucker zum Bier durch Brauer nach Ent¬ 
stehung der Steuerschuld oder durch Bierhändler 
oder Wirte ist untersagt. Der Bundesminister der 
Finanzen kann Ausnahmen zulassen. 

(9) Zur Herstellung von obergärigem Einfachbier 
kann Süßstoff nach § 5 Nr. 3 der Verordnung über 
den Verkehr mit Süßstoff vom 27. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 336) verwendet werden. 

Verkehr mit Bier 

§ 10 

(1) Unter der Bezeichnung Bier *— allein oder in 
Zusammensetzung —- oder unter Bezeichnungen 
oder bildlichen Darstellungen, die den Anschein er¬ 
wecken, als ob es sich um Bier handelt, dürfen nur 
solche Getränke in Verkehr gebracht werden, die 
gegoren sind und den Vorschriften im § 9 Abs. 1 
bis 3 entsprechen. Bier, zu dessen Herstellung außer 
Malz, Hopfen, Hefe und Wasser auch Zucker ver¬ 
wendet worden ist, darf nur in Verkehr gebracht 
werden, wenn die Verwendung von Zucker in einer 
dem Verbraucher erkennbaren Weise kundgemacht 
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wird; das gleiche gilt hinsichtlich des Biers, zu 
dessen Herstellung Süßstoff verwendet ist. Das 
Nähere bestimmt der Bundesminister der Finanzen. 

(2) Einfachbier und Schankbier dürfen nur in Ver¬ 
kehr gebracht werden, wenn sie in einer dem Ver¬ 
braucher erkennbaren Weise als solche bezeichnet 
sind. Bier darf unter der Bezeichnung Slarkbier oder 
einer sonstigen Bezeichnung, die den Anschein er¬ 
weckt, als ob das Bier besonders stark eingebraut 
sei, nur in Verkehr gebracht werden, wenn der 
StammwürzegehciH des Biers nicht unter die fest¬ 
gesetzte Grenze herabgeht. Unter der Bezeichnung 
>'Bockbier< darf nur Starkbier in Verkehr gebracht 
werden. 

(3) Bier mit einem Stammwürzegehalt von 

weniger als 2, 

mehr als 5,5 und weniger als 7, 
mehr als 8 und weniger als 11 und 
mehr als 14 und weniger als 16 
vom Hundert darf nicht in Verkehr gebracht werden. 
Der Bundesminister der Finanzen kann Ausnahmen 
zulassen. Soweit hierbei nichts anderes bestimmt 
wird, ist Bier der ersten Art als Einfachbier, Bier 
der zweiten Art als Schankbier, Bier der dritten 
Art als Vollbier und Bier der letzten Art als Stark¬ 
bier zu versteuern. Die gleichen Steuersätze gellen 
für Bier der im Satz 1 bezeichneten Arten, das vor¬ 
schriftswidrig in Verkehr gebracht wird. 

Zubereitungen 
§ 11 

Zur Herstellung von Bier bestimmte Zubereitungen 
aller Art und zur Herstellung von Bier im Haus¬ 
halt bestimmte Braustoffe oder Brauersatzstoffe 
dürfen nicht angepriesen oder in Verkehr gebracht 
werden. Unter dieses Verbot fallen nicht aus Zucker 
hiergestellte Farbmittel (§ 9 Abs. 2) und Farbebiere 
(§ 9 Abs. 3), wenn sie an Brauereien abgegeben wer¬ 
den sollen. Es ist verboten, Vorschriften über die 
Bereitung von Bier im Haushalt anzupreisen, zu ver¬ 
äußern oder unentgeltlich abzugeben. 

II. Uberwachungsvorschriften 

Steueraufsicht 

§ 12 

(1) Die Brauereien und der Ausschank von Bier 
in Verbindung mit einer Brauerei unterliegen der 
Steueraufsicht. 

(2) Inhaber von Brauereien dürfen nach den 
Durchführungsbestimmungen anmeldepflichtige Ge¬ 
fäße nicht aus den Händen geben, bevor sie der 
Zollstelle den Empfänger angezeigt und eine Be¬ 
scheinigung hierüber erhalten haben. 

(3) Für die Zeit, in der Brauereigeräte im Be¬ 
trieb nicht benutzt werden oder nicht benutzt wer¬ 
den dürfen, können sie amtlich verschlossen werden. 

(4) Bier darf aus der Brauerei nicht entfernt wer¬ 
den, bevor es in den nach seiner allgemeinen Be¬ 
schaffenheit und regelmäßigen Brauart zum Genuß 
fertigen Zustand gebracht ist. Der Bundesminister 
der Finanzen kann Ausnahmen zulassen; er kann 
anordnen, daß das Erzeugnis beim Entfernen aus der 
Brauerei als fertiges Bier zu versteuern ist. 

(5) Die Bestellung eines Betriebsleiters zur 
Erfüllung der steuerlichen Verpflichtungen des 
Brauereiinhabers (§ 190 der Reichsabgabenordnung) 


wird erst wirksam, nachdem das Hauptzollamt zu¬ 
gestimmt hat. 

Anzeige des Brauereibesitzes 
und gemeinsame Betriebsführung 

§ 13 

Wer in den Besitz eines nach § 12 Abs. 1 der 
Steueraufsicht unterliegenden Betriebs gelangt, hat 
dies innerhalb acht Tagen nach der Besitzerlangung 
der Zollstelle anzuzeigen. 

Verpflichtung zum Halten von Malzmühlen 

§ 14 

(1) Die Inhaber 

1. der Brauereien, die am 1. April 1918 be¬ 
triebsfähig hergerichtet waren und in denen 
nach dem 1. Oktober 1918 in einem Rech¬ 
nungsjahr die hergestellte Biermenge 3000 
Hektoliter übersteigt, 

2. der nach dem 1. April 1918 errichteten 
Brauereien 

sind verpflichtet, in der Brauerei selbst oder in 
räumlicher Verbindung mit ihr eigene Mühlenwerke 
oder Malzquetschen mit einer zugelassenen selbst¬ 
tätigen Verwiegungsvorrichtung zu halten und aus¬ 
schließlich zum Schroten des in ihrer Brauerei zur 
Bierbereitung bestimmten Malzes zu benutzen. 

(2) Die Verpflichtung entsteht für die Inhaber der 
im Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Brauereien nach 
Ablauf desjenigen Rechnungsjahrs, in dem die Ge¬ 
samtmenge des steuerpflichtig gewordenen Biers 
zuerst 3000 Hektoliter überstiegen hat. Bei einer 
voraussichtlich nicht andauernden Übersteigung 
dieser Grenze oder, wenn die räumlichen Verhält¬ 
nisse den Einbau der Malzmühle mit Verwiegungs¬ 
vorrichtung ohne Aufwendung erheblicher Kosten 
nicht gestatten, soll das Hauptzollamt die Ver¬ 
pflichtung erlassen. 

(3) Die Inhaber anderer als der im Absatz 1 be¬ 
zeichneten Brauereien, die in ihrer Brauerei das zur 
Bierbereitung bestimmte Malz auf eigenen Mühten- 
werken oder Malzquetschen schroten, sind ver¬ 
pflichtet, die Malzmühle mit einer zugelassenen 
selbsttätigen Verwiegungsvorrichtung zu versehen. 
Die Verpflichtung soll von dem Hauptzollamt er¬ 
lassen werden, wenn wegen der Beschaffenheit der 
Malzmühle oder der räumlichen Verhältnisse die 
steuersichere Anbringung der Verwiegungsvorrich¬ 
tung nicht oder nur mit erheblichen Kosten möglich 
ist. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch¬ 
tigt, in den Fällen der Absätze 2 und 3 vorüber¬ 
gehend weitere Erleichterungen zuzulassen. 

(5) Die Inhaber anderer als der in den Absätzen 1 
und 3 bezeichneten Brauereien sind zur Aufstellung 
von Maizmühlen mit selbsttätigen Verwiegungsvor¬ 
richtungen in ihren Brauereien und zur Bestreitung 
der durch den Einbau dieser Mühlen entstehenden 
Kosten verpflichtet, wenn die räumlichen Verhält¬ 
nisse den Einbau ohne Aufwendung erheblicher 
Kosten gestatten und die Malzmühlen nebst Ver¬ 
wiegungsvorrichtungen von dem Bund kostenlos 
geliefert werden. 

(6) Unter allen Umständen kann Inhabern von 
Brauereien von dem Hauptzollamt die Verpflich¬ 
tung zur Aufstellung einer Malzmühle mit selbst- 
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tätiger Verwiegungs Vorrichtung unterlegt werden, 
■wenn sie sich einer Geßilmlung der Biersteuer 
schuldig machen oder den Übei [ wachungsvorsdnif- 
ten dieses Gesetzes und den hierzu ergangenen 
Du i <hliihni iujsIji" ; , l iiiumi ngen fortgesetzt zuwider» 
handeln. 

(7) Die Veiplliclilung gellt im Fall eines Wechsels 
im Besitz, der Brauerei auf den neuen Inhaber über 
und erlischt nicht durch späleie Verminderung der 
Biererzcuguug. 

(8) Au fstelli;nt;-.:.u S: und Einrichtung der Mal. - 
niühlen und der selbsttätigen Verwiegungsvorrfefe* 
tungen unter1 iegen der Genehmigung des Hauptzoll- 
arnts. 

(9) Die Verw iecjmig.svomchlungen müssen mit 
den MalZtnnlden in teste Verbindung gebracht und 
beide so eiliger ich Lei sein, daß nach Anlegung des 
amtlichen V ei Schlusses ohne Aufwendung erkenn¬ 
barer Gewalt Malz nur zum Mahlwerk gelangen 
kann, nachdem es die Verwiegungsvorrichtung durch¬ 
laufen hat. 

Genossensdiaitsmühlen 

§ 15 

Dos Hauptzollaml kann genehmigen, daß mehrere 
zum Hallen einer Mal-7.miih.le mit selbsttätiger Ver- 
wiegungsvoi iichlung verpflichtete Brauereiinhaber 
eine solche gemeinschaftlich besitzen oder benutzen. 

Abfindung 

§ 16 

Inhaber von Ihwmwc 'ien, in denen in einem Rech¬ 
nungsjahr nicht mehr als 500 Hektoliter Bier her¬ 
gestellt werden und die vor dem 1. April 1918 be¬ 
triebsfällig hei c;ei ichlet worden sind, können ab ge¬ 
funden vvofibn ; au! sie finden alsdann die Vor- 
schrillen in § 2 Abs. 1, § .% § 6 Abs. 1 und § 8 keine 
Anwendung Abgelundenen Brauern kann die Füh¬ 
rung von Anschreibungen über die erzeugten Bier¬ 
mengen aufcrlegt weiden. Die Biersteuer ist im Fall 
der Abfindung nach näherer Bestimmung des Bun¬ 
desministers der Finanzen von der Biermenge, die 
aus den zur Bierbereitung angemeldeten Stoffmen- 
gen hergesteilt- werden kann, im voraus durch das 
Hauptzollamt bindend fcslzusetzen; sie wird am 
fünfzehnten Tag des zweiten auf die Festsetzung 
folgenden Monats fällig. 

Durchsuchungen 

§ 17 

Durchsuchungen der der Steueraufsicht unter¬ 
liegenden Betriebe sind zulässig, wenn hinreichen¬ 
der Verdacht vorhanden ist, daß die Biersteuer 
hinterzogen worden ist, oder daß bei der Bier¬ 
bereitung unzulässige Stolle verwendet werden. 

i II. Slrafvor Schriften 

Strafe für Verwendung unzulässiger Stoffe 
bei der Bierbereitung 

§ 18 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig andere als die 
nach § 9 zulässigen Stolle zur Bereitung von Bier 
verwendet oder dem fertigen, zum Absatz bestimm¬ 
ten Bier zusetzt, wird, soweit nicht nach anderen 
Gesetzen eine schwerere Strafe verwirkt ist, wegen 
dieses Vergehens mit Geldstrafe bestraft. Ebenso 


wird bestraft, wer unzulässige Ersatz- oder Zusatz¬ 
stoffe in einer unter Steueraufsicht stehenden Räum¬ 
lichkeit aufbewahrt, sofern die Stoffe nicht nach¬ 
weislich zu anderen Zwecken als zur Bierbereitung 

bestimmt sind. 

(2) Neben der Geldstrafe kann auf Einziehung 
der Ersatz- und Zusatzstoffe, des mit ihnen bereite¬ 
ten oder versetzten Biers und der Umschließungen 
erkannt werden. § 401 Abs, 2, §§ 414 und 415 der 
Reichsabgabenordnung finden Anwendung. 

(3) Ebenso gelten die §§ 416 und 417 der Reichs¬ 
abgabenordnung für die im Absatz 1 bezeichneten 
Zuwiderhandlungen. 

(4) Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen 
im Sinn des Absatz 1 verjährt in drei Jahren; der 
§419 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung findet An¬ 
wendung. 

(5) Die Vorschriften im Absatz 1 Satz 1 und in 
den Absätzen 2 bis 4 sind auf Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften des § 11 anzuwenden. 

§ 19 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des 
§ 10 werden ebenso bestraft wie die im § 413 der 
Reichsabgabenordnung bezeichneten Zuwiderhand¬ 
lungen, soweit nicht nach anderen Gesetzen eine 
schwerere Strafe verwirkt ist. Die §§ 416, 417 und 
419 der Reichsabgabenordnung finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 20 

In den Fällen der §§ 18, 19 gellen für das Straf¬ 
verfahren die Vorschriften des zweiten Abschnitts 
des dritten Teils der Reichsabgabenordnung. 

IV. Bierähnliche Getränke 

§ 21 

(1) Getränke, die als Ersatz für Eier in den Han¬ 
del gebracht oder genossen zu werden pflegen (bier¬ 
ähnliche Getränke), unterliegen der Biersteuer nach 
Maßgabe der Vorschriften in §§ 22, 23. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch¬ 
tigt, den Kreis der bierähnlichen Getränke näher zu 
bestimmen. 

§ 22 

Die Biersteuer von bierähnlichen Getränken be¬ 
trägt 75 vom Hundert des höchsten Satzes der Steuer 
für Bier mit entsprechendem Stammwürzegehalt. 

§ 23 

Auf bierähnliche Getränke sind nicht anzuwenden 
§ 2 Abs. 1 Satz 2, §§ 3, 4, § 9 Abs. 1 bis 6 und 9, 
§ 10, §§ 14 bis 16, §§ 19 und 24. 

V. Schlußvorschriften 

§ 24 

Die Kosten für die erstmalige Aufstellung von 
Malzmühlen werden Inhabern der im § 14 Abs. 1 
Nr. 1 bezeichneten Brauereien und die Kosten für 
die erstmalige Anbringung von selbsttätigen Ver¬ 
wiegungsvorrichtungen werden Inhabern der im 
§ 14 Abs. 3 bezeichneten Brauereien nach näherer 
Anordnung des Bundesministers der Finanzen von 
dem Bund erstattet. Im Fall des § 14 Abs. 6 findet 
eine Kostenerstattung nicht statt. 
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Bekanntmachung der Neufassung 
der Durchführungsbestimmungen 
zum Biersteuergesetz. 

Vom 14. März 1952. 

Auf Grund des § 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Biersteuergesetzes vom 14. August 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 363) wird nachstehend der Wortlaut 
der Durchführungsbestimmungen zum Biersteuer¬ 
gesetz in der nunmehr gellenden Fassung bekannt¬ 
gegeben. 

Bonn, den 14. März 1952. 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 


Durchführungsbestimmungen zum Biersteuergesetz (BierStDB) 


in der Fassung 

I. A llgemcine B o s l i m m u ngen 
Zu §§ 1 und 2 des Gesetzes 

Entstehung der Steuerschuld 

§ 1 

(1) Bier, das ans den nach § 51 für die Abgabe 
von Bier zugclassenen Räumen ausgeht, gilt als 
aus der Brauerei entfernt, sobald es aus diesen 
Räumen fortgebnuht wird. Für Bier, das innerhalb 
der Brauerei getrunken wird, entsteht die Steuer¬ 
schuld mit der Entnahme des Biers zum Verbrauch. 

(2) Für Bier, das zu Unlorsuchungszwedten inner¬ 
halb der Brauerei getrunken oder in anderer Weise 
(z. B. im Laboratorium) verbraucht wird oder das 
zollamtlich zu Uiilersiuhungszwecken entnommen 
wird (§ 31), entsteht keine Steuerschuld. 

Inland 

§ 2 

Inland im Sinn des Gesetzes sind das Zollinland 
und die badischen Zollausschlüsse. 

Sonderanordnung 

§ 3 

Das Biersteuergesetz gilt , in Bayern und im Ge¬ 
biet der ehemaligen Länder Württemberg und 
Baden nach Maßgabe der Gesetze vom 27. März 
1919 (Reichsgosctzbl. S. 345) und vom 24. Juni 1919 
(Reichsgesetzbl. S. 599) in der durch das Gesetz 
vom 9. April. 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 94) geän¬ 
derten Fassung. 

Besondere Anordnungen für die Zollausschlüsse 
der deutschen Seehäfen 

§ 4 

In den Zollausschlüssen der deutschen Seehäfen 
ist der Verbrauch von unversteuertem Bier verbo¬ 
ten mit Ausnahme der Fälle, in denen auch im 
Inland Bier von der Steuer beireit oder in denen 
der Verbrauch von unverzolltem Bier- in den Zoll¬ 
ausschlüssen als Schiffsbedarf besonders zuge¬ 
lassen ist. 


vom 14. März 1952. 

Farbebier 

§ 5 

Die Bestimmungen über die Versendung von 
Farbebier enthält die Anlage A. 

Zu § 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 

Erzeugte Biermenge 

§ 6 

Für die Biersteuerberechnung-gellen als in einem 
Brauereibetrieb innerhalb eines Rechnungsjahrs er¬ 
zeugt die Biermengen, für die innerhalb eines Rech¬ 
nungsjahrs eine Steuerschuld entstanden ist (§ 2 
Abs. I des Gesetzes). Hinzuzurechnen sind die auf 
Grund des § 7 des Gesetzes von der Steuer befreit 
gebliebenen Biermengen, abzusetzen ist das Rück¬ 
bier und das wie Rückbier zu behandelnde fremde 
Bier (§ 15). 

Ermäßigte Steuersätze 
§ 7 

(1) Hausbrauer, die den ermäßigten Steuersatz 
des § 3 Abs. 1 Salz 2 des Gesetzes in Anspruch 
nehmen wollen, haben iür jedes Rechnungsjahr 
spätestens am 10. April eine Anmeldung nach 
Muster 1 in .doppelter Ausfertigung der Zollstelle 
einzureichen. Die erste Ausfertigung wird Beleg 
zum Biersteuergegenbuch (§ 90), die zweite Aus¬ 
fertigung wird dem Brauereiinhaber zur Aufbewah¬ 
rung im Brauereibelcgheft (§ 37) zurückgegeben. 

(2) Werden im Rechnungsjahr mehr als 10 oder 
15 Hektoliter Bier erzeugt, se- sind — abgesehen 
von der Folge des Erlöschens der Vergünstigung — 
die Mehrmengen nach den Sätzen des § 3 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes zu versteuern. 

Biergattungen, Stammwürzegehalt 
§ 8 

Die Biergattungen (Einfachbier, Schankbier, Voll¬ 
bier, Starkbier) werden nach dem Stammwürze¬ 
gehalt des Biers unterschieden. Unter Stammwürze¬ 
gehalt ist zu verstehen der Gehalt an löslichen, 


Anmerkung: Die Muster sind nicht mit ubgcdruckt. 
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aus der Malz.- und Zuckerverwendung herrührenden 
Stolfen (Exirak tgehall) in Zuckerspindelgraden, wie 
er sich für die ungegorene Anstellwürze aus der 
Zurüdcrechtiung des Extraktgehalts (Gehalts an 
nicht flüchtigen, gedösten Stoffen) des genußfertigen 
Biers ergibt (vgl. § 31 Abs. 1). 

Zu § 3 Abs. 3 des Gesetzes 

Benutzung einer Brauerei von mehreren 
für eigene Rechnung brauenden Personen 

§ 9 

(1) Als . nach dem 1. August 1909 errichtete 
Brauereien dieser Art« gelten Brauereien, in denen 
bis zu jenem Zeitpunkt ein gemeinsamer Betrieb 
mehrerer auf eigene Rechnung brauender Personen 
nicht staUgefunden hat. Bei der Steuerberechnung 
ist unter mehreren Staffelsätzen, sofern die Betei¬ 
ligten nicht eine andere Regelung beantragen, der 
jeweils niedrigere der Brauerei anzurechnen, die 
im Vorjahr die geringere Biermenge hergestellt hat. 

(2) Das Hauptzollamt kann die Vergünstigung des 
§ 3 Abs. 3 des Gesetzes dann gewähren, wenn 
eine nach dem 1. August 1909 errichtete Brauerei 
aus besonderen Gründen von anderen Brauern nur 
vorübergehend auf eigene Rechnung benutzt wird. 

(3) Die im § 9 Abs. 6 des Gesetzes bezeichneten 
Brauereien erhalten die Vergünstigung des § 3 
Abs. 3 des Gesetzes auch dann, wenn sie nach dem 
1. August 1909 errichtet worden sind. 

Zu § 4 des Gesetzes 

Einfuhrbier 

§ 10 

Die besonderen Bestimmungen über die steuer¬ 
liche Behandlung von Bier, das in das Inland ein¬ 
geführt wird, sind in der Anlage B enthalten. 

Zu § S des Gesetzes 

Steuerpflichtige Menge 

§ 11 

(1) Als Raurngehalt, nach dem die steuerpflichtige 
Menge festzusetzen ist, gilt 

a) bei der Abgabe von Bier in Fässern: der 
eichamtlich festgestellte Raumgehalt der 
Fässer (§ 52 Abs. 1), 

b) bei der Abgabe von Bier in Flaschen und 
anderen Gefäßen, die den Vorschriften der 
§§ 52 bis 55 des Maß- und Gewichtsgesetzes 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1499) in der Fassung der Zweiten Ver¬ 
ordnung zur Änderung des Maß- und Ge- 
gewiditsgesetzes vom 12. März 1940 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 497) entsprechen: der Raum¬ 
gehalt (Nenninhalt), der außen am Boden 
oder auf dem Zylindermantel in der Nähe 
des Bodens bezeichnet ist, 

c) bei der Abgabe von Bier in Flaschen und 
anderen Gefäßen, die den Vorschriften der 
§§ 52 bis 55 des Maß- und Gewichtsgesetzes 
nicht entsprechen: der zollamtlich fest¬ 
gestellte Raumgehalt (§ 53 Abs. 3). 

(2> Wird für die einzelnen Gefäße oder für eine 
Mehrzahl von Gefäßen (z. B. bei der Abgabe von 


Flaschenbier in Kästen, Körben oder dergleichen) 
dem Abnehmer in handelsüblicher Weise ein höherer 
als der in Absatz 1 bezeichnete Raumgehalt in Rech¬ 
nung gestellt, so ist die steuerpflichtige Menge nach 
dem in Rechnung gestellten Raumgehalt der Gefäße 
festzusetzen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben b 
und c und des Absatzes 2 sind bei jedem Einzel¬ 
posten, der in das Biersteuerbuch eingetragen wird, 
Bruchteile eines Liters, die sich bei der Berechnung 
der steuerpflichtigen Menge unter Zugrundelegung 
der Zahl und des Einzelraumgehalts der Gefäße 
ergeben, auf zehntel Liter abzurunden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Berech¬ 
nung der Biermengen, die als Haustrunk (§ 12) ab¬ 
gegeben oder die ausgeführt (§ 14) weiden. 

Zu § 7 Abs. 1 des Gesetzes 

Haustrunk 

§ 12 

(f) Als Hauslrunk gilt verkehrsfähiges Bier, das 
Brauereien an ihre Angestellten und Arbeiter für 
den eigenen Verbrauch und den Verbrauch ihrer 
Familien in einer den örtlichen Gewohnheiten ent¬ 
sprechenden Menge entgeltlich oder unentgeltlich 
abgeben, soweit den Angestellten und Arbeitern 
hierauf auf Grund des Tarifvertrages oder, wo ein 
solcher nicht besteht, auf Grund des schriftlichen 
Dienstvertrages ein Anspruch zusteht. Zu den 
Brauereiangestellten und -arbeitern gehören auch 
die Angestellten und Arbeiter in den außerhalb 
der Braustätte befindlichen eigenen Niederlagen der 
Brauerei. 

(2) Inhaber von Brauereien, die nicht gemäß § 16 
des Gesetzes abgefunden sind, haben über ihre An¬ 
gestellten und Arbeiter, denen nach Absatz 1 ein 
Anspruch auf steuerfreien Haustrunk zusteht, in 
Übereinstimmung mit den Lohnlisten ein Verzeich¬ 
nis nach Muster 2 zu führen und auf dem laufen¬ 
den zu halten. Das Hauptzollamt kann dem Brauerei¬ 
inhaber die Verpflichtung auferlegen, eine Aus¬ 
fertigung des Verzeichnisses nach Prüfung durch 
den Aufsichtsbeamten der Zollstelle zu deren Beleg¬ 
heft einzureichen und Änderungen des Verzeich¬ 
nisses am Monatsschluß in einer Anzeige, die der 
Aufsichtsbeamte zu prüfen hat, der ZolEtelle an¬ 
zumelden. Die Zollstelle hat ihr Verzeichnis laufend 
zu berichtigen und bei der Prüfung der Biersteuer¬ 
bücher zu berücksichtigen. 

§ 13 

(1) Das unter Inanspruchnahme der Steuerfreiheit 
an Angestellte und Arbeiter einer Brauerei ab¬ 
zugebende Bier darf nur aus den für die Abgabe 
von Bier zugelassenen Räumen (§ 51) und nur in 
den in §§ 52 und 53 bezeichneten Gefäßen ent¬ 
nommen werden. Es darf nur an bestimmten, vom 
Oberbeamten zu genehmigenden Orten der Brauerei 
und nur an die in dem nach § 12 zu führenden 
Verzeichnis eingetragenen Angestellten und Ar¬ 
beiter abgegeben werden. 

(2) Das Bier ist sogleich bei der Entnahme aus 
den im § 51 Abs. 1 bezeichneten Räumen im Bier¬ 
steuerbuch anzuschreiben. Der Oberbeamte hat die 
Anschreibungen auf Grund des Verzeichnisses 
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(Musier 2) und der Geschäftsbücher (Lohnlisten und 
dergleichen) von Zeit zu Zeit nachzuprüfen. 

(3) Auf Antrag kann das Hauptzollamt im Be¬ 
dürfnisiall unter geeigneten Sicherimgsmaßnahmen 
zuverlässigen Rraucrciinhabem widerruflich .ge¬ 
statten, daß sie den steuerfreien Haustrunk an die 
im Verzeichnis eingetragenen Angestellten und 
Arbeiter innerhalb oder außerhalb der Brauerei, 
auch durch Wirte, unter Ansdireibung in beson¬ 
deren Listen oder gegen Biermnrkcn oder -Zeichen 
abgeben. Die abgegebenen Biermengen sind am 
Monalssdilu.fi feslznsteilen und im Bierstcuerbüch 
anzuschreiben. Ist. der Haustrunk aus bereits ver¬ 
steuerten Biervorräten abgegeben, so sind die fest- 
g es lei! len Mengen in den Spalten 20 bis 25 des 
Biersleuerbmbs abznsel/.en und in den Spalten 14 
bis 19 anzusthreiben. 

Zu § 7 Abs. 2 des Gesetzes 

Bierausfuhr 
§ 14 

Die Besl.imim.mgen über die Befreiung des unter 
Steueraufsicbt aus dem Inland ausgeführten Biers 
von der Biersteuer sind in der Anlage C enthalten. 

Zu § 8 des Gesetzes 

Rückbier 

§ 15 

(1) Bier, für das eine Steuerschuld entstanden ist, 
kann in die Brauerei, in der es hergestellt ist, zu¬ 
rückgebracht. werden (Rückbier) mit der Wirkung, 
daß es wieder als unversteuertes Bier gilt. 

(2) Beim Wieclereingang in die Brauerei ist es in 
dem nach Muster 3 zu führenden Rückbierbuch 
mit der in den Gefäßen tatsächlich enthaltenen 
Menge anzuschreiben. Bei Fässern ist der Literinhalt 
nach der oichamtlichen Raumgehaltsbezeichnung 
anzunehmen, wenn die Fässer spundvoll sind. Sind 
die Fässer nm teilweise gefüllt, so kann, sofern es 
sich um Einfachbier, Schankbier oder Vollbier han¬ 
delt und das Auslitern mit erheblichen Schwierig¬ 
keiten verbunden ist., die Litermenge aus dem 
Eigengewicht des Biers (Gewicht der Flüssigkeit 
ohne Umschließung) durch Gleidisetzung von 1 Kilo¬ 
gramm Eigengewicht mit 1 Liter berechnet werden. 

(3) Rückbier kann auf Antrag unter amtlicher 
Aufsicht vernichtet oder unbrauchbar gemacht wer¬ 
den, wenn seine Verwertung als Bier oder seine 
weitere Verarbeitung zu Bier unmöglich erscheint. 
Der Antrag ist bei dem Aufsichlsbeamten mündlich 
oder schriftlich binnen drei Tagen nach dem Wiecler¬ 
eingang des Biers zu stellen. Die Unbrauchbar¬ 
machung kann nach näherer Anordnung des Auf¬ 
sichtsbeamten auch durch Vermischung mit Vieh¬ 
fütter öder Essig erfolgen. Als Unbrauchbarmachung 
gilt mich die Verwendung des Biers zur Branntwein¬ 
bereitung unter Überwachung. Die Vernichtung oder 
Unbrauchbarmachung des zurückgebrachten Biers 
ist vom Aufsichtsbeanilen im Rückbierbuch zu ver- 
,merken. Sie kann mit Genehmigung des Ober¬ 
beamten auch außerhalb der Brauerei statlfindcn. 

' (4) Für Rückbier, das nicht unter amtlicher Auf¬ 
sicht vernichtet oder unbrauchbar gemacht wird, 


können im Bedarfsfall vom Hauptzollamt weitere 
Überwachungsmaßnahmen angeordnet werden. 

(5) Nach Monatsschluß hat der Brauereiinhaber 
das abgeschlossene Rückbierbuch zugleich mit dem 
Bierstcuerbuch der Zollslelle einzusenden. 

(6) Die Steuer für das Rückbier wird dadurch er¬ 
stattet, daß die Zollstelle das im Rückbierbuch als 
Zugang eingetragene Bier im Biersteuerbuch von 
den entsprechenden Gattungen des steuerpflichtig 
gewordenen Biers absetzt (§ 63 Abs. 2). 

(7) Das als unter amtlicher Aufsicht vernichtet 
oder unbrauchbar gemacht im Rückbierbuch ange¬ 
schriebene Bier ist in der Bemerkungsspalte des Bier- 
stcuergegenbuchs getrennt nach Art und Gattung an¬ 
zugeben und auf Grund dieser Vermerke beim Ab¬ 
schluß des Brauereibetriebsgegenbuchs vom Soll¬ 
bestand abzusetzen. 

(8) Die für Rückbier geltenden Vorschriften, wer¬ 
den für Bier, das nach § 65 Abs. 1 in eine andere 
Brauerei ein'ge'oracht wird, entsprechend angewen¬ 
det, soweit nicht nach § 65 Abs. 2 und 3 Ausnahmen 
zugelassen werden. 

Zu § 0 Abs. 1 bis 4 des Gesetzes 

Begriff der Bierbereftung 

§ 16 

Die Ausdrücke »Bereitung von Bier« und »Bier¬ 
bereitung« sind im weitesten Sinn zu verstehen. Sie 
umfassen alle Teile der Herstellung und Behandlung 
des Biers in der Brauerei selbst wie außerhalb 
dieser — beim Bierverleger, Wirt und dergleichen — 
bis zur Abgabe des Biers an den Verbraucher. 

Braustoffe 

§ 17 . 

(1) Bei der Bereitung von Bier dürfen, soweit im 
§ 9 Abs. 5 und 6 des Gesetzes nicht Ausnahmen vor¬ 
gesehen sind, nur die im § 9 Abs. 1 bis 3 und 9 
des Gesetzes zugelassenen Braustoffe und Brau¬ 
ersatzstoffe verwendet werden. Farbebier muß aus 
Gerstenmalz, Hopfen, untergäriger Hefe und Wasser 
hergestellt werden, es muß vergoren sein. 

(2) Die Verwendung von Bierklärmitteln, die rein 
mechanisch wirken und vollständig, wieder aus- 
geschieden werden, verstößt nicht gegen das Ver¬ 
bot der Verwendung von Ersatz- und Zusatzstoffen 
bei der Bierbereitung. Bierklärmittel, die nur un¬ 
vollständig wieder ausgeschieden werden, dürfen 
bei der Bierbereitung nicht verwendet werden. 

(3) Die zulässigen Braustoffe müssen in der Be¬ 
schaffenheit verwendet werden, in der ihnen die 
im Gesetz gewählte Bezeichnung zukommt. 

(4) Das Malz darf sowohl in ganzen, enthülsten 

oder unenthülsten Körnern, wie auch zerkleinert, 
trocken, angefeuchtet, ungedarrt, gedarrt und ge¬ 
röstet verwendet werden. Malzschrot, aus dem die 
Hülsen ganz oder teilweise entfernt sind, sowie 
Malzmehl darf, soweit nicht die Oberfinanzdirektion 
Ausnahmen zuläßt, nur verwendet werden, wenn 
das Entfernen der Hülsen oder das Vermahlen zu 
Mehl in der Brauerei' selbst erfolgt. " 
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(5) Zur Bereitung von obergärigem Bier darf 
Malz auch aus anderem Getreide als Gerste ver¬ 
wendet werden. Reis, Mais oder Dari gelten nicht 
als Getreide im Sinn des § 9 Abs. 4 des Gesetzes. 

(6) Der zur Bierbereitung bestimmte Hopfen darf 
in der Brauerei durch Zerreißmaschinen, Schlag¬ 
kreuzmühlen oder dergleichen zerkleinert werden. 

§ 18 

Als technisch rein gilt Zucker von solcher Rein¬ 
heit, wie sie in dem bei der Herstellung von Zucker 
gebräuchlichen Verfahren erreicht wird; der Aschen¬ 
gehalt, auf Trockenstoff berechnet, darf 0,4 vom 
Hundert nicht übersteigen, Invertzucker ist das aus 
Rohr- oder Rübenzucker durch Spaltung mit Säuren 
gewonnene Gemenge von Traubenzucker und 
Fruchtzucker, das auch noch unverarbeiteten Rüben¬ 
oder Rohrzucker enthalten kann. Als Stärkezucker 
gilt der Zucker, der durch Einwirkung von Säure 
auf Stärke gebildet wird. Es ist zulässig, den Zucker 
auch in der Form von wässerigen Lösungen zu 
verwenden. 

§ 19 

Als Wasser im Sinn des § 9 Abs. 1 des Gesetzes 
ist alles in der Natur vorkommende Wasser anzu¬ 
sehen. Eine Vorbehandlung des Brauwassers durch 
Entziehen des Eisengehalts, Entkeimen, Fillern, 
Kochen, Abdampfen ist allgemein gestaltet. Eine 
Vorbehandlung des Brauwassers durch Zusatz von 
Mineralsalzen (z. B. kohlensaurem oder schwefel¬ 
saurem Kalk oder Kochsalz) oder von Kalkwasser 
kann das Hauptzollamt bei nachgewiesenem Be¬ 
dürfnis insoweit gestatten, als dadurch das Wasser 
keine andere Zusammensetzung erhält, als sie für 
Brauzwecke geeignete Naturwässer besitzen; die 
Stoffe müssen vor Beginn des Braucns zugesetzt 
werden. Ein Zusatz von Säuren zum Brauwasser ist 
verboten. Zur Herstellung heller Biere darf mit 
Genehmigung des Hauptzollamts Maische oder 
Wtirze mit auf dem Malz ohnehin vorkommenden 
Milchsäurebakterien, die nach besonders geneh¬ 
migtem Verfahren vermehrt worden sind, angerci- 
chert werden. 

§ 20 

(1) Unter sichernden Maßnahmen darf das Haupt¬ 
zollamt die Verwendung von in der Brauerei selbst 
gewonnenen Rückständen der Bierbereitung ge¬ 
statten. Die Verwendung von Rückständen, die bei 
der Bereitung obergärigen Biers verbleiben, zu 
dein anderes Malz als Gerstenmalz oder zu dem 
Zucker verwendet wurde, ist bei der Bereitung 
untergärigen Biers nicht zulässig. 

(2) Der Oberbeamte kann unter sichernden Maß¬ 
nahmen das Wiederaufkochen von Bier oder Würze 
gestatten; das Wiederaufkochen ist mit Brauanzcige 
(§ 54) anzumelden. 

(3) Bei der Bierbereitung in der Brauerei selbst 
abgefangene Kohlensäure darf dem Bier zugesetzt 
werden. 

(4) Kohlensäure, die nur cls Druckmittel beim 
Abziehen des Biers und beim Ausschank des Biers 
dient, darf allgemein verwendet werden. 


Bierarten: Obergäriges und untergäriges Bier 
§ 21 

Als obergärig gelten die mit obergäriger, Auf¬ 
trieb gebender Hefe hergestellten, als untergärig 
die mit untergäriger, ausschließlich zu Boden ge¬ 
hender Hefe bereiteten Biere. 

Zucker- usw. Verwendung 

§ 22 

(1) Zucker, Süßstoff und aus Zucker hergestellte 
Farbmittel dürfen nur bei der Bereitung von sol¬ 
chem Bier verwendet werden, dessen Würze mit 
reiner obergäriger Hefe, also weder mit unter¬ 
gäriger Hefe noch mit einer aus obergäriger und 
untergäriger Hefe zusammengesetzten Mischhefe, 
angestellt worden ist. Das Hauptzollamt kann je¬ 
doch itn Bedürfnisfall widerruflich gestatten, daß 
unter Zuckerverwendung oder aus Weizenmalz 

1 hergestellten obergärigen Bieren eine verhältnis¬ 
mäßig geringe Menge untergäriger Hefe oder unter¬ 
gäriger Krausen (in Gärung befindlicher, mit unter¬ 
gäriger Hefe angestellter Würze) zum Zweck einer 
besseren Klärung oder zur Erzielung eines festeren 
Absetzens der Hefe zugesetzt wird. Die Genehmi¬ 
gung ist an folgende Bedingungen zu knüpfen: 

a) der Zusatz der untergärigen Krausen darf 
15 vom Hundert, der Zusatz der untergäri¬ 
gen Hefe 0,1 vom Hundert der Menge der 
mit reiner obergäriger Hefe angestellten 
Würze nicht überschreiten; an untergäriger 
Hefe dürfen jedoch nicht mehr als 50 vom 
Hundert der verwendeten Menge obergäri- 
ger Hefe zugesetzt werden. Einfachbier, 
das unter Verwendung von Süßstoff her- 
gestellt und in der Brauerei nur angegoren 
wird, dürfen bis zu 75 vom Hundert der 
insgesamt zu verwendenden Hefe unter¬ 
gärige Hefe zugesetzt werden; 

b) untergärige Hefe oder untergärige Krausen 
dürfen niemals in den Anstell- oder Gär¬ 
bottichen zugesetzt werden, sondern, wenn 
das Bier die Haupt- und Nachgärung in der 
Brauerei durchmacht, erst in den Gär-.und 
Lagerfässern und auch hier erst, wenn 
keine Hefe mehr ausgestoßen wird und der 
auftretende zarte weiße Schaum erkennen 
läßt, daß die Hauptgärung und der erste 
Teil der Nachgärung — die sogenannte 
beschleunigte Nachgärung — beendet ist. 
Wenn das Bier in der Brauerei nur ange¬ 
goren wird, darf der Zusatz erst im Abzieh¬ 
bottich oder in den Versandgefäßen statt¬ 
finden. 

(2) Das Hauptzollamt kann Bierhändlern und 
Wirten auf Antrag den Zusatz von untergärigen 
Krausen oder von Zucker zum Berliner Weißbier 
und Grätzer Bier widerruflich unter folgenden Be¬ 
dingungen gestatten: 

a) der Antragsteller hat die Brauerei anzu¬ 
geben, aus der die Krausen bezogen wer¬ 
den sollen; 

b) die Krausen dürfen in einer Menge von 
nicht mehr als 25 vom Hundert der Menge 
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kurz vor dem Abziehen I Zu § 9 Abs. 8, § 10 des Gesetzes 


des Weißbiers erst 
des Biers auf Flaschen zugesetzt werden; 

c) der Zucker darf dem Bier nur trocken und 
erst kurz vor dem Abziehen des Biers auf 
Flaschen zugesetzt werden; 

d) durch den Zuckerzusatz darf der Stamm- 
würzegelialt des Biers nicht so weit erhöht 
werden, daß das Bier einer höheren Steuer 
unterliegen würde; 

e) der Antragsteller muß sich der Steuerauf¬ 
sicht nach Maßgabe der §§ 193, 194 der 
Reichsabgabenordnung und der nachstehen¬ 
den §§ 76 bis 89 unterwerfen. 

Zu § 9 Abs. 5 des Gesetzes 

Besondere Biere, Ausfuhrbier 

§ 23 

(1) Die nach § 9 Abs. 5 des Gesetzes zulässigen 
Abweichungen von den Vorschriften im § 9 Abs. 
1 und 2 des Gesetzes für besondere Biere und für Bier, 
das nachweislich zur Ausfuhr bestimmt ist, unter¬ 
liegen der Genehmigung der Oberfinanzdirektion 
und den von ihr angeordneten Bedingungen. 

(2) Zur erstmaligen Zulassung von Abweichungen 
für jede Art der besonderen Biere bedarf die Ober¬ 
finanzdirektion der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen. 

Zu § 9 Abs. 7 des Gesetzes 

Wasserzusatz zum Bier 

§ 24 

(1) Unter das Verbot des § 9 Abs. 7 des Gesetzes 
fällt nicht ein Zusatz von Wasser zur Würze oder 
zum Bier, der in der Brauerei W'ährend des Brauver¬ 
fahrens lediglich aus Gründen des Betriebs und 
nicht zum Zweck der Verdünnung erfolgt. Als 
Wasserzusatz während des Brauverfahrens aus 
Gründen des Betriebs gilt auch die Wassermenge, 
die nach dem Ausschlagen der Würze über die im 
Hopfenseiher gesammelten Hopfentreber zur Würze¬ 
gewinnung gespritzt wird und nicht mehr als 1,5 
vom Hundert der Menge der Ausschlagwürze aus¬ 
macht. Das Hauplzollamt kann genehmigen, daß 
beim überspritzen der Hopfentreber mehr Wasser 
verwendet wird, als aus Gründen des Betriebs er¬ 
forderlich ist; die mehr verwendete Wassermenge 
ist im Sudbuch anzuschreiben. 

(2) Ein Wasserzusatz zum Bier nach Feststellung 
des Extraktgehalts der Stammwürze im Gärkeller, 
der innerhalb der Brauerei nicht nur aus Gründen 
des Betriebs vorgenommen wird, sondern eine Ver¬ 
dünnung bezweckt, bedarf der Genehmigung durch 
das Hauptzollaint. Wird die Vergünstigung nicht nur 
für einzelne Fälle, sondern allgemein nachgesucht, 
so ist sie nur zu gewähren, wenn dazu ein durch 
die Betriebsverhältnisse der Brauerei begründetes 
Bedürfnis vorliegt. 

(3) Wegen der Anschreibung des Wasserzusatzes 
im Sudbuch vergleiche Nr. 10 und 11 der Anleitung. 


Verkehr mit Bier 

§25 

Ein Getränk, bei dem die Gärung durch Erhitzen 
unterbrochen ist, gilt als gegoren im Sinn des Ge¬ 
setzes. 

§26 

(1) Wird Bier, das unter Verwendung von Zucker 
oder Süßstoff hergestellt ist, in Verkehr gebracht, 
so muß auf den Gefäßen (Fässern, Siphons, Kannen, 
Flaschen usw.) in deutlich lesbarer, unverwischbarer 
Schrift an augenfälliger Stelle die Bezeichnung 
»unter Zudcerverwendung hergestellt« oder »mit 
künstlichem Süßstoff zubereitet« angebracht sein. 
Bei Verwendung von Brennstempeln genügt die Be¬ 
zeichnung »mit Zucker« oder »mit künstlichem Süß¬ 
stoff«. 

(2) Wird Einfachbicr oder Schankbier in Verkehr 
gebracht, so muß es auf den Gefäßen (Fässern, Si¬ 
phons, Kannen, Flaschen usw.) in deutlich lesbarer, 
unverwischbarer Schrift an augenfälliger Stelle als 
solches bezeichnet sein. 

(3) Die Bezeichnungen nach Absätzen 1 und 2 sind 
auf den Gefäßen bis zur vollständigen Abgabe des 
Biers an den Verbraucher zu erhalten; sie müssen 
auch in den Rechnungen, Anpreisungen und Ankün¬ 
digungstafeln, soweit solche innerhalb der Aus¬ 
schankstätten angebracht sind, enthalten sein. 

(4) Wird Bier, das in Ausschankstätten auf 
Flaschen abgefüllt worden ist, nicht in den Flaschen, 
sondern erst nach Umfüllung in offenen Gefäßen un¬ 
mittelbar an Verbraucher abgegeben, so kann der 
Oberbeamte auf Antrag die Verpflichtung zur Be¬ 
zeichnung dieser Flaschen (Absätze 2 und 3) wider¬ 
ruflich erlassen, wenn die für die Bezeichnung vor¬ 
geschriebenen Angaben durch Ankündigungstafeln, 
die innerhalb der Ausschankstätten an augenfälliger 
Stelle angebracht sind, zur Kenntnis der Verbraucher 
gebracht werden. 

(5) § 10 Abs. 3 des Gesetzes gilt sinngemäß für 
Ilausbrauer (§ 9 Abs. 6 des Gesetzes). 

§ 27 

(1) Einfachbier, Schankbier, Vollbier und Stark¬ 
bier dürfen miteinander in offenen Gefäßen durch 
Wirte auf ausdrückliches Verlangen des Ver¬ 
brauchers unmittelbar vor dem Verbrauch ver¬ 
mischt werden. 

(2) Auf ausdrückliches Verlangen des Ver¬ 
brauchers darf Bier durch Wirte unmittelbar vor 
dem Verbrauch in offenen Gefäßen auch mit Limo¬ 
nade, Selterswasser oder bierähnlichen Getränken 
vermischt werden. In den Getränkekarten, Preis¬ 
tafeln oder sonstigen Ankündigungen ist bei diesen 
Misdigetränken darauf hinzuweisen, daß sie aus 
einer Mischung von Bier und Limonade usw. be¬ 
stehen. 

Zu § 11 des Gesetzes 

Verbotene Zubereitungen 

§ 28 

Das Verbot des § 11 des Gesetzes bezieht sich 
auf alle Zubereitungen, die nach ihrer Bezeichnung, 
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Gebrauchsanweisung, Anpreisung oder sonstigen 
Aufmachung zur Herstellung von Bier bestimmt sind 
oder verwendet werden können. Das Verbot be¬ 
zieht sich außerdem auf alle vermischten oder un- 
vermischien Braustoffe und Brauersatzstoffe, die 
nach ihrer Bezeichnung, Gebrauchsanweisung, An¬ 
preisung oder sonstigen Aufmachung zur Herstel¬ 
lung von Bier im Haushalt bestimmt sind oder ver¬ 
wendet werden können. Die Lösung einer der im § 9 
Abs. 2 des Gesetzes bezeichneten Zuckerarten in 
Wasser gilt nicht als Zubereitung, wohl aber gelten 
als Zubereitungen Gemische von Lösungen verschie¬ 
dener Zuckerarten oder von Zuckerlösungen mit 
Farbmitteln, Malzauszügen, Bier oder anderen Stof¬ 
fen, ebenso Malzaiü^üge. 

IL überwachungsbestimmungen 

Zu §§ 12 bis 17 des Gesetzes 

Verkehr mit Brauereigeiäßen 
4 29 

(1) Die Anzeigen über den beabsichtigten Besitz¬ 
wechsel von Brauereigefäßen sind der Zollstelle in 
doppelter Ausfertigung einzureichen. Eine Aus¬ 
fertigung versieht die Zöllstelle mit der Bescheini¬ 
gung über die erfolgte Anzeige und gibt sie dem 
Ammeldenden zur Aufbewahrung bei dem Brauerei - 
belegheft zurück. Die zweite Ausfertigung niunjnit 
die Zöllstelle zu ihrem BeleghefL Sollen Brauerei¬ 
gefäße in einen anderen Zollamtsbezirk versandt 
werden, so ist die zweite Ausfertigung der Anzeige 
zuvor, gegebenenfalls mit den zugehörigen Ver- 
messungsVerhandlungen, der Zollstelle des Bestim¬ 
mungsorts zu übersenden- Diese bescheinigt -die 
Meldung auf der Anzeige und sendet sie an die 
Zollstelle des Absendungsorts zurück. 

(2) Nach Versendung der Brauereigefäße hat der 
Brauereiimhaber die vorgeschriebenen Änderungs- 
anzeigen zu erstatten (f 38). 

Benutzung der Brauereigefäße zu andere« Zwecken; 

Verschließung von Brauereigeiäßen 

§ 30 

(1) Brauereigefäße dürfen zu andern als den an¬ 
gemeldeten Zwecken nur mit Genehmigung des 
Oberbeamtem benutzt werden. 

(2) Sollen Gefäße amtlich verschlossen werden, so 
sind in der Regel Papierstreilen mit amtlichen 
Siegelabdrücken an dem Boden oder den inneren 
Seitenflächen zu befestigen. Der Brauereiinhaber ist 
für die Erhaltung der Verschlüsse verantwortlich. 

(3) Die Abnahme der Verschlüsse zum Zweck des 
Wiedergebrauchs oder der Reinigung der Gefäße ist 
bei der Zollstelle schriftlich oder mündlich unter 
Angabe des gewünschten Zeitpunkts zu beantragen. 
Findet sich zu der angegebenen Zeit kein Aufsichts¬ 
beamter zur Abnahme der Verschlüsse Ln der Braue¬ 
rei ein, so kann der Brauereiinhaber nach Ablauf 
einer Stunde unter Zuziehung eines Zeugen die 
Verschlüsse selbst lösen. 

(4) Die Anlegung mni Abnahme der Verschlüsse 
haben der Aufsichtsbeamte oder der Brauereiinhaber 
und der Zeuge im Befundbuch (§ 87) unter Angabe 
von Tag und Stande und unter Beisetzung des 
Namens zu verwerten. 


Entnahme von Proben 

§ 31 

(1) Von dem zum Ausgang aus der Brauerei be¬ 
stimmten — auch fremden — Bier sind von Zeit zu 
Zeit in Gegenwart des Brauereiinhabers oder dessen 
Vertreters drei gleichartige Proben von je minde¬ 
stens 500 ccm zu entnehmen und dem Oberbeamten 
vorzulegen. Hieraus ist nach Maßgabe der in An¬ 
lage D gegebenen Anleitung der Stammwürzegehalt 
des Biers festzusteilen. Dem Brauereüahatoer ist 
eine der drei Proben amtlich versiegelt als Gegen¬ 
probe zu belassen. Die Entnahme von Proben frem¬ 
den Biers, das in Fässern ohne Umfüllung und ohne 
weitere Bearbeitung aus der Brauerei wieder ent¬ 
fernt wird, kann auf Fälle beschränkt werden, in 
denen der dringende Verdacht besteht, daß der 
Stammwürzegehali oder die Beschaffenheit des Biers 
nicht den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 

(2) Die Aufsichtsbeamten dürfen in den der 
Steueraufsicht unterliegenden Betrieben im Fall des 
Absatzes 1 und für sonstige Zwecke Proben von 
Bier, Würze und Braustoffen unentgeltlich ent¬ 
nehmen. 

p flri"lflfilrr 

§ 32 

(1) Ein Betriebsleiter zur Erfüllung der dem Be- 
tTiebsinhaber obliegenden Verpflichtungen f§ 190 
der Reichsabgabenoirdnung) ist auch dann zu be¬ 
stellen, wenn der Betriebsinhaber zwar an der 
Leitung des Betriebs beteiligt ist, aber ihn nicht 
vollständig selbst leitet, sei es, daß er häufig an der 
Leitung verhindert ist, sei es, daß er nur einen Teil 
des Betriebs selbst leitet; im zweiten Fall kann der 
Betriebsleiter-für bestimmte Geschäfte, z. B. für die 
Führung des Sudbuchs oder des Mahlbuchs, bestellt 
werden. 

(2) Ina Bedürfnisfall können für bestimmte Ge¬ 
schäfte auch mehrere Betriebsleiter bestellt werden. 

(3) In der Anzeige über die Bestellung des Be¬ 
triebsleiters ist dessen Befähigung nachzuweisen. 
Auch ist die Anzeige von dem Vorgestihlagenen 
zum Zeichen des Einverständnisses mitzuunter- 
schreiben. 

(4) Die Anzeige ist in doppelter Ausfertigung dem 
Hauptzollamt zur Zustimmung vorzulegon. Das 
Hauptzollamt vermerkt die Zustimmung, die unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen ist, auf 
beiden Ausfertigungen und übersendet sie der Zoll¬ 
stelle, die eine Ausfertigung zu ihrem Belegheft 
(§ 36 Abs. 2) nimmt und die andere Ausfertigung 
dem Brauereiinhaber zur Kenntnis und Aufnahme 
in das Brauereibelegheft ,(§ 37) zuleitet. 

Anzeige des Vraoereibesitzes 
«*d gemeinsame BetriebsS tt i rmig 

§ 33 

(1) Die im § 13 des Gesetzes vorgesdhriebeoe 
Anzeige ist der Zollstelle schriftlich in doppelter 
Ausfertigung zu erstatten. Die Zollstelle hat ein 
Stück an das Hauptzollamt weiterzureidien. 

f2) Flim e besondere Anzeige gemäß Absatz 1 er¬ 
übrigt sich, wenn der Betrieb imüasdaaib der voige- 
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schriebenen Fristen gemäß § 34 oder § 39 ange- 
meldel wird. 

Erstmalige Betriebsanmeldung 

§ 34 

Soll in einer Braustätte mit der erstmaligen Her¬ 
stellung von Bier begonnen oder soll der Betrieb 
nach zeitweiligem Ruhen der Brauerei wieder auf- 
genommen werden, so hat der Brauereiinhaber die 
durch § 191 der Reichsabgabenordnung vorgeschrie¬ 
bene Anmeldung mindestens acht Tage vor Beginn 
des Betriebs durch Einreichung einer Nachweisung 
nach Muster 4 bei der Zollsielle in doppelter Aus¬ 
fertigung z.u erstatten. 

§ 35 

Die Zollsielle hat die Nachweisungen (§ 34) nach 
Eintragung in das Brauerei Verzeichnis (§ 36) dem 
Obcrbcamten zu übersenden. Dieser hat ihren Inhalt 
an Ort und Stelle mit dem Bestund zu vergleichen, 
die Gefäße, soweit sie nicht geeicht sind, zu vermes¬ 
sen oder vermessen zu lassen (§ 77), das Ergebnis 
in die Nachweisung einzutragen und diese mit den 
Vermessungsverhandlungen der Zollstelle zurück¬ 
zugeben. Nach Prüfung der Vermessungsverhand¬ 
lungen (§ 79 Abs. 2) übermittelt die Zollstelle eine 
Ausfertigung der Nachweisung und der Vermes¬ 
sungsverhandlungen dem Brauereiinhaber, die andere 
Ausfertigung wird zum Belegheft der Zollstelle ge¬ 
nommen. 

Brauereiverzeichnis und Belegheft 

§ 36 

(1) Die Zollstelle hat ein Brauereiverzeichnis nach 
Muster 5 zu führen, in dem sämtliche nach § 34 
anmeldepflichtigen Brauereien nachgewiesen wer¬ 
den, Hausbrauer sind in einem Anhang zumBrauerei- 
verzeichnis nach Muster 6 nachzuweisen. 

(2) Außerdem führt die Zollsielle für jede Braue¬ 
rei ein Beleghctt. Zu diesem sind folgende Belege zu 
nehmen: 

1. die Nachweisung der Räume, Gefäße und 
Geräte, 

2. der Grundriß der Brauerciräume, 

3. die Genehmigungsverfügung über den Auf¬ 
stellungsort und die Einrichtung der Malz- 
mühle mit der selbsttätigen Verwiegungs¬ 
vorrichtung, 

4. die Zeichnung und die Beschreibung der 
selbsttätigen VerwiegungsVorrichtung, 

5. die Verhandlung über die Verschließung 
der Malzmühle und der selbsttätigen Ver¬ 
wieg rings Vorrichtung, 

6. die Vermessungsverhandlungcn, 

7. die Erklärungen über die Verwendung von 
Zucker, Süßstoff, Farbebier und aus Zucker 
hergestellten Farbmitteln, 

8. die Verfügungen über besondere Ver¬ 
günstigungen und besondere Verhältnisse 
der Brauerei, 

9. die Verfügung über die Zustimmung zur 
Bestellung des Betriebsleiters, 

10. die Abfindungserklärungen, 


11. die Änderungsanzeigen, 

12. die Verhandlungen über Bierbestandsauf¬ 
nahmen. 

Die Schriftstücke sind bei der Anlegung des Beleg¬ 
hefts in der angegebenen Reihenfolge, später hinzu¬ 
kommende Schriftstücke der Zeitfolge nach zu 
ordnen. Nicht mehr gültige Belege sind unter Bei¬ 
setzung der Zeit und des Namens des Beamten zu 
durchkreuzen, aus dein Belegheft zu entfernen und 
in ein für jede Brauerei anzulegendes Sonderakten- 
heft zu verbringen. 

(3) Eine Abschrift des Braucreivcrzeichnisses ist 
dem Hauptzollamt zu übersenden. Die Zollsielle hat 
vierteljährlich Änderungen des Verzeichnisses dem 
Hauptzollamt anzuzeigen. 

§ 37 

Die an den Brauereiinhaber gelangenden Ausfer¬ 
tigungen oder beglaubigten Abschriften der im § 36 
aufgeführten Schriftstücke sind in einem Brauerei¬ 
belegheft zu vereinigen, das mit festem Umschlag 
zu versehen und nach Bestimmung des Oberbeamten 
aufzubewahren ist. § 36 Abs. 2 Satz 3 gilt ent¬ 
sprechend. Nicht mehr gültige Belege entfernt der 
Oberbeamte aus dem Heft. 

Änderungen der Räume, Gefäße und Geräte 

§ 38 

(1) Werden in Brauereien, die nach § 34 anmelde¬ 
pflichtig sind, vor oder nach Eröffnung des Be¬ 
triebs Betriebsräume neu eingerichtet oder geändert, 
anmeldepflichtige Gefäße und Geräte angeschafft 
oder die vorhandenen abgeschafft, geändert oder in 
einen anderen Raum gebracht, so hat der Brauerei¬ 
inhaber dies innerhalb der nächstfolgenden drei 
Tage anzuzeigen. 

(2) Die im Absatz 1 vorgeschriebenen Anzeigen 
sind nach Muster 7 der Zollstelle in doppelter Aus¬ 
fertigung einzureichen. Die eine Ausfertigung hat 
die Zollstelle mit der Bescheinigung über die erfolgte 
Anzeige zu versehen und dem Anmeldenden zur 
Aufbewahrung bei dem Brauereibelegheft zurück¬ 
zugeben, die andere dem Oberbeamten vorzulegen. 

(3) Der Oberbeamte hat sich von der Richtigkeit 
der Anzeige zu überzeugen, erforderlichenfalls für 
die Vermessung und Bezeichnung der Gefäße zu 
sorgen und die eingetretenen Änderungen in die in 
der Brauerei ausliegende Nachweisung der Räume, 
Gefäße und Geräte einzutragen; den Befund oder 
das Geschehene hat er auf der Änderungsanzeige 
zu bescheinigen. Sodann ist die Anzeige mit den 
etwa aufgenommenen Vermessungsverhandlungen 
an die Zollstelle zurückzugeben, die beim Brauerei- 
beleglieft aufbewahrt.o Änderungsanzeige aber zu 
entfernen. 

(4) Die Zollstelle vermerkt die Änderung in der 
Nachweisung der Räume, Gefäße und Geräte und 
legt die Anzeige mit ihren Anlagen weg. 

(5) Hat der Oberbeamte einen anderen Beamten 
mit der Ausführung der erforderlichen Maßnahmen 
beauftragt, so hat er die von diesem in dem 
Brauereibelegheft gemachten Eintragungen bei seiner 
nächsten Anwesenheit zu prüfen und zu be¬ 
scheinigen. 
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Anmeldung durch einen neuen Brauereiinhaber 

§ ;i9 

(!) Jeder Wechsel in der Person des Braueroi- 
inluibers, z. B. durch Erbgang, Verkauf oder Ver- 
paiblung, ist der Zollslello binnen acht Tagen vom 
neuen und in Füllen freiwilligen Übergangs auch 
vorn bisherigen Krau eit'iinluiber sdiriftlidi in dop¬ 
pelter Aiisfcu' tir jung anzu zeigen. Der neue Brauerei¬ 
inhaber hat innerhalb der gleichen Frist die Richtig¬ 
keit der gemäß § TI von. dem Vorgänger abge¬ 
gebenen Nach Weisung schriftlich anzuerkennen oder 
eine neue Naeh Weisung abzugeben. 

fl') Je ein KKick der Anzeige und des Anerkennt¬ 
nisses (Absatz I) werden den Belegheften der Zoll- 
slel le und der Brauerei einverleibt. Hinsicbilich 
der neuen Nach Weisung (Absatz 1) ist, soweit er¬ 
forderlich, nach § Kd zu verfahren. 

.Ruhen des Brauereibetriebs 

§ 40 

fl) Ruht der Brauereibetrieb länger als drei 
Monate, so hat der Brauereiinhaber der Zollstelle 
Anzeige in doppelter Ausfertigung zu erstatten. 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Der Ober¬ 
beamte kann zweckdienliche Maßnahmen treffen, 
um eine Wiederaufnahme des Betriebs zu verhin¬ 
dern (z. B. Plombierung der Braupfanne, des Vor¬ 
geleges zur Braupfanne oder des Antriebs). Er 
vermerkt gegebenenfalls die Anbringung der Ver¬ 
schlüsse auf beiden Ausfertigungen und sendet 
sodann die ihm. zugegangene Ausfertigung der Zoll¬ 
stelle zurück, die sie beim Brauereibelegheft auf¬ 
bewahrt. 

(2) Der Brauereiinhaber hat ferner Anzeige zu 
erstatten, wenn die Belriebsräume oder die Be- 
friebseinrichl.img derart verändert worden sind, 
daß die Brauerei nicht mehr betriebsfähig ist. 
Absatz 1 gilt, entsprechend. Die Brauerei ist im 
Brauereiverzc!<:bnis (§ 36) zu streichen. 

(3) Die Ober!inanzdireklion kann auf Antrag im 
Fall des Absatzes 2 Ausnahmen zulassen. 

Benutzung der Malzmühle mit selbsttätiger 
Verwiegungsvorrichtung 

§ 41 

(1) Brauereiinhaber, die gemäß § 14 des Gesetzes 
zur Aufstellung von Malzmühlen mit selbsttätiger 
Verwiegungsvorrichtung verpflichtet sind oder die 
freiwillig eine Malznuihle mit selbsttätiger Ver¬ 
wiegungsvorrichtung aufgestellt haben, dürfen zur 
Bierbereitung nur Malz verwenden, das auf der 
eigenen Malzmühlc geschrotet worden ist. 

(2) Mit Genehmigung dos Oberbeamten kann eine 
Malzmühle zu anderen als den angemeldeten 
Zwecken oder von anderen benutzt oder ge¬ 
schrotetes Malz an andere abgelassen werden, über 
die Menge des für andere geschroteten oder an 
andere abgegebenen geschroteten Malzes ist von 
dem Empfänger eine Bestätigung zu erteilen, die 
bei dem Mahlbuch aufzubewahren und mit dieses* 1 » 
der Zollstclle einzureichen ist. 


Einrichtung 

der selbsttätigen Verwiegungsvonichtungen 
§ 42 

(1) Der Bundesminister der Finanzen bestimmt, 
welche selbsttätigen Verwiegungsvorrichtungen 
(geeichte selbsttätige Registrierwaagen) für die 
Verwiegung von Malz in. Brauereien verwendet 
werden dürfen. 

(2) Die Verwiegungsvorrichtungen müssen so 
eingerichtet sein, daß nach Abnahme des amtlichen 
Verschlusses (§ 43) die eigentliche Waage im un¬ 
belasteten und belasteten Zustand auf ihre Richtig¬ 
keit, ihre Empfindlichkeit und ihr genaues Ein¬ 
spielen von den Aufsichtsbeamten geprüft werden 
kann. Sie müssen zu diesem Zweck mit einer Vor¬ 
richtung versehen sein, durch die in einfacher 
Weise die. Verbindung der eigentlichen Waage mit 
dem übrigen Getriebe der Vorrichtung gelöst 
werden kann. 

(3) Der Zufluß von Malz muß von dem Augen¬ 
blick an, in dem die Malzmenge in dem zu ihrer 
Aufnahme bestimmten Gefäß der Verwiegungsvor¬ 
richtung das Sollgewicht erreicht hat., bis zu dem 
Augenblick, in dem das entleerte Maizgefäß zur 
Aufnahme von neuem Malz wieder bereitstellt, 
selbsttätig abgesperrt sein. Es müssen Sicherungs¬ 
einrichtungen dagegen getroffen sein, daß bei ver¬ 
schlossener Verwiegungsvorrichtung der Malz¬ 
zufluß durch äußeren Eingriff vorzeitig geöffnet 
oder sein rechtzeitiges und vollständiges Schließen 
absichtlich oder unabsichtlich verhindert werden 
kann, ohne daß die Verwiegungsvorrichtung zum 
Stillstand kommt oder auf andere Weise die vor¬ 
gekommene Störung den Aufsichtsbeamten be¬ 
merkbar gemacht wird. 

(4) Die Verwiegungsvorrichtungen müssen waage¬ 
recht und so aufgestellt sein, daß sie durch Er¬ 
schütterungen, die in der Nähe stehende Maschinen 
und dergleichen hervorrufen, nicht gestört werden. 

(5) Sie müssen mit einem Mantel aus Eisenblech ' 
derart umgeben sein, daß nach Anlegung des amt¬ 
lichen Verschlusses eine beabsichtigte Störung oder 
Beeinflussung der Wägungen von außen her aus¬ 
geschlossen ist. 

(6) Es müssen Vorkehrungen getroffen sein, die 
ein gleichmäßiges Einfließen des Malzes bewirken 
und Störungen des richtigen Gangs der Verwie¬ 
gungsvorrichtung verhindern. 

(7) Die Frist, innerhalb deren die Nacheichung 
der selbsttätigen Verwiegungsvorrichtungen vorzu¬ 
nehmen und zu wiederholen ist, beträgt zwei Jahre. 

Amtlicher Verschluß 

§ 43 

(1) Malzmühlen und selbsttätige Verwiegungs¬ 
vorrichtungen werden durch Zollplomben ver¬ 
schlossen. 

(2) über die Verschlüßanlage hat der Oberbeamte 
eine Verhandlung aufzunehmen und der Zollstelle 
zu übersenden. Die Zollstelle hat von der Verhand¬ 
lung eine beglaubigte Abschrift zu fertigen und 
dem Brauereiinhaber zur Aufnahme in das Brauerei- 
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belegheft zuzustellen. Die Urschrift ist zum Beleg¬ 
heft der Zollstelle zu nehmen. 

Erlaß der Verpflichtung zum Halten von 
Malzmühlen 

§ 44 

Die Ilnuptzolläinlor sind bis auf weiteres ermäch¬ 
tigt, in den Fällen des § 14 Abs. 2 und 3 des Ge¬ 
setzes die Verpflichtung zum Hallen von eigenen 
Malzmühlon oder zur Anbringung von selbst¬ 
tätigen Verwieg ui igs Vorrichtungen an Malzmüh.'cn 
auch dann widerruflich zu erlassen, wenn die Be¬ 
schaffung der Malzmühlen oder der Vorwiogungs- 
vorricbUmgcn nur unter Aufwendung unverhältnis- 
jnäfager Kosten möglich ist. Dev Bundesminister 
der Finanzen bestimm!., wann die Ermächtigung der 
Hauptzollüinfer au [gehoben wird. 

Andere zum Schroten von Malz 
geeignete Vorrichtungen 

§ 45 

(1) Besitzen Brauereiinhaber außer der zum Schro¬ 
ten des Braumalze.s genehmigten Malznuihle mit 
selbsttätiger Verwicgungsvorrichtung noch andere, 
für sonstige Zwecke bestimmte, zum Schroten von 
Malz geeignete Vorriehl ungon (Futterschrotmühlen j 
usw.) oder wollen sie sich solche beschaffen, so 
haben sie dies dom Oberbeamten schriftlich in dop¬ 
pelter Ausfertigung anzuzeigen. 

(2) Die Vorrichtungen können nach näherer Be¬ 
stimmung des Oboibeamten zeitweise unter amt¬ 
lichen Verschluß gesetzt werden, auch kann unge¬ 
ordnet werden, daß sie nur unter amtlicher Aufsicht 
benutzt werden diirien. 

(3) Je ein Stück (Irr Anzeige und der etwa auf¬ 
genommenen Verschluß Verhandlung werden zu den 
Belegheften der Zollstelle und der Brauerei ge¬ 
nommen. 

Beschädigungen von Malzmühlen 
mit selbsttätiger Verwiegungsvorrichtung 

§ 4G 

(1) Beschädigungen der Malzmühle oder der 
selbsttätigen Verwiogungsvorrichtung, die die Be¬ 
nutzung unterbrechen oder die Sicherheit des Ver¬ 
wieg u ngsergebnisses -m indem, Unregeln)äßigkeiten 
in clor Tätigkeit der Verwiegungsvorriditung sowie 
Verletzungen des amtlichen Verschlusses haben 
Brauereiinhaber ohne Verzug und jedenfalls vor 
Alllauf von 24 Stunden dem Oberbearnten anzu¬ 
zeigen. Wenn der amtliche Verschluß verletzt oder 
sonst die Sicherheit des Verwiegungsergebnisses 
geiährdot ist, oder wenn die Verwiegungsvorrich¬ 
tung die Tätigkeit versagt oder unregelmäßig aus¬ 
übt, darf bis zürn Eintreffen eines Aufsichtsbeamten 
nur unter Zuziehung eines Zeugen Malz auf der 
Malzmühle geschrotet werden. Wenn die Malz¬ 
mühle beschädig! oder ihr Betrieb sonst gestört ist, 
darf der Brauereiinhaber den amtlichen Verschluß 
unter Zuziehung eines Zeugen selbst lösen und die 
eingetretene Störung, soweit möglich, beseitigen. 
Die Lösung des amtlichen Verschlusses haben der 
Brauereiinhaber und der Zeuge im Befundbuch 


(§ 87) unter Angabe von Tag und Stunde und unter 
Beisetzung des Namens zu vermerken. Das Gewicht 
des geschroteten Malzes ist in diesen Fällen unter 
Mitwirkung des zugezogenen Zeugen besonders 
festzustellen und im Mahlbuch (§ 47) anzuschreiben. 

(2) Sofort nach dem Eintreffen der Anzeige bei 
dem Oberbeamten, spätestens aber innerhalb 24 
Stunden, ist der Sachverhalt amtlich an Ort und 
Stelle zu ermitteln, die schadhafte oder unzuver¬ 
lässige Verwiegungsvorrichtung außer Betrieb zu 
setzen und zur Ausbesserung, Neuaufstellung oder 
Wiederherstellung der beschädigten Malzmühle 
eine angemessene Frist zu gewähren. Das Gewicht 
etwaiger Vorräte an bereits geschrotetem Malz ist 
lesizustellen. Falls der Betrieb fortgesetzt werden 
soll, ist die Brauanzeige gemäß § 54 zu erstatten. 

(3) über das Ergebnis der Ermittlungen und die 
getroffenen Anordnungen ist eine Verhandlung auf¬ 
zunehmen. Der Oberbcamte hat, wenn er die Ver¬ 
handlung nicht selbst aulgenommen hat, den Tat¬ 
bestand und die Zweckmäßigkeit der getroffenen 
Maßnahmen in allen wichtigen Fällen an Ort und 
Stelle nachzuprüfen'. 

(4) Die Verhandlung ist dem Hauptzollamt vor- 
zulegen. 

Mahlbuch 
§ 47 

Jedes Schroten von Malz auf einer mit selbst¬ 
tätiger Verwiegungsvorrichtung versehenen Malz¬ 
mühle ist in das nach Muster 8 zu führende Mahl¬ 
buch einzutragen. Die Eintragung muß von dem 
Brauereiinhaber oder dem Betriebsleiter eigenhän¬ 
dig vollzogen, das Mahlbuch sorgfältig'an dem vom 
Oberbeamten bestimmten Ort aufbewahrt und den 
Aufsichtsbeamten jederzeit vorgelegl werden. 

Genossenschaftsmühlen 
§ 48 

(1) Im Fall des § 15 des Gesetzes ist für die bei 
dem Betrieb der Malzmühle und der selbsttätigen 
Verwiegungsvorrichtung zu beobachtenden Ver¬ 
pflichtungen ein verantwortlicher gemeinschaftlicher 
Vertreter zu bestellen, der für die sämtlichen an der 
Gcnosscnschaftsmühle beteiligten Brauereien ein 
gemeinsames Mahlbuch zu führen hat. 

(2) Wegen der Bestellung usw. des gemeinschaft¬ 
lichen Vertreters ist § 32 entsprechend anzuwenden. 

Bezeichnung der Gefäße 

§ 49 

(1) Der Brauereiinhaber hat jedes in die Nach¬ 
weisung {§ 34 und § 39 Abs. 1) aufgenommene 
Gefäß mit Nummer und Raumgehalt in Überein¬ 
stimmung mit der Nachweisung deutlich zu bezeich¬ 
nen, diese Bezeichnung zu erhalten und nötigen¬ 
falls zu erneuern. 

(2) Die Bezeichnung ist an dem Gefäß an einer 
in die Augen fallenden Stelle mit Ölfarbe oder in 
anderer dauerhafter Weise anzubringen. Ist dies 
nicht möglich, so ist sie in gleicher Weise außer¬ 
halb des Gefäßes so anzubringen, daß ihre Zuge¬ 
hörigkeit zu dem Gefäß sofort erkennbar ist. 
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(3) Die näheren Anordnungen trifft der Ober¬ 
beamte. 

Aufbewahrung der Vorräte an Braustoffen 

§ 50 

(t) Vorräte au Zucker und Süßstoff, soweit sie 
nach dem Ermessen des Oberbeamten den Bedarf 
des eigenen Haushalts des Brauereiinhabers oder 
-leiters übersteigen, sowie; an Malz, Malzschrot und 
aus Zucker hei gestellten Farbmitteln dürfen nur an 
bestimmten, vorn Obcrbeamfen genehmigten Orten 
aufbewahrt werden. 

(2) Der Aufbewahrungsort für die Vorräte an 
Malzschrot soll sich tunlichst nahe der Waage und 
den Maischgefäßen befinden. 

(3) Der Aufbewahrungsort für Zucker, Süßstoff 
und aus Zucker hergeslollto Farbmittel muß sieb 
außerhalb der Brausfütte, Gär-, Lager- und Abfüll- 
räuniu sowie der Räume, in denen abgefülltes Bier 
bis zum Ausgang aus der Brauerei aufbewahrt wird, 
befinden und derart gelegen sein, daß die Über¬ 
führung solcher Stoffe von ihrem Aufbewahrungs¬ 
ort nach den vorgenannten Räumen und der Brau¬ 
stätte der Aulmerksamkeil; eines in der Brauerei 
anwesenden Aufskht.sbeamlen und der in der 
Brauerei beschäftigten Personen nicht würde ent¬ 
gehen können. Das Haupfzollnml kann unter sichern¬ 
den Bedingungen Ausnahmen zulassen. 

(4) Als Bedarf des eigenen Haushalts gilt ein Vor¬ 
rat., wie er in gleichartigen Haushaltungen desselben 
Orts den dortigen Lebensgewohnheiten entsprechend 
für den Wirtschaftsbedarf gehalten zu werden 
pflegt. 

(5) Die Aufbewahrungsorte (Absatz 1) sind durch 
eine Tafel mit dauerhafter Inschrift kenntlich zu 
machen. 

Lagerung, Abfüllung und Abgabe fertigen Biers 

§ 51 

(1) Fertiges, unversteuertes Bier darf nur in vom 
Oberbeamten genehmigten Räumen gelagert, ab¬ 
gefüllt und aus solchen abgegeben werden. Das gilt 
auch für Bier, das innerhalb der Brauerei getrunken 
wird. 

(2) Die Räume müssen so beschaffen und gelegen 
sein, daß eine unbefugte Entnahme von Bier mög¬ 
lichst erschwert ist. 

Versandgefäße 

§ 52 

a) F ä sscr 

(1) Fässer, in denen Bier aus der Brauerei ent¬ 
fernt oder innerhalb der Brauerei zum steuerpflich¬ 
tigen Verbrauch oder als Haustrunk abgegeben 
wird, müssen geeichL (§ 11, § 24 Abs. 1, § 25 des 
Maß- und Gewichlsgcsetzcs vom 13. Dezember 1935 
in der Fassung der Zweiten Verordnung zur Ände¬ 
rung des Maß- und Eich rechts vom 30. November 
1942, § 19 der Lkhordming vom 24. Januar 1942 — 
Beilage zu Nr. 10 des Amtsblatts der Physikalisch- 
Technischen RekhsansUilt vom 14. März 1942) und 


nach den Bestimmungen des § 368 der Eichordnung 
bezeichnet sein. Die gleiche Faßnummer (§ 368 Nr. 5 
der Eichordnung) darf in einer Brauerei nur einmal 
benutzt werden. Auf einem der Faßböden muß der 
Name der Brauerei, in der das Bier hergestellt wor¬ 
den ist, aufgebracht sein. Der Name der Brauerei 
und die Faßnummer müssen eingebrannt oder mit 
dauerhafter, nicht verwischbarer Farbe aufgetragen 
sein. Bei Stahlfässern können sie auch in diese oder 
in mit ihnen festvernietete Metallschilder einge¬ 
schlagen sein. 

(2) Der Name der Brauerei und die Faßnummer 
können, wenn die Raumgehaltsangabe nach § 368 
Nr. 2 Abs. 1 Satz 1 der Eichordnung auf einem 
Schild oder in einem Rahmen mit auswechselbaren 
Ziffern (Faßeichplattc) aufgebracht ist, auch auf die¬ 
sen in erhabener oder vertiefter Schrift aufgebracht 
sein. Sie können bei metallenen und bei kleineren 
hölzernen Fässern, hei denen die Raumgehaltsangabe 
nach § 368 Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 der Eichordnung 
auf dem Umfang des Fasses aufgebracht ist, an der 
gleichen Stelle aufgebracht sein. 

(3) In besonderen Fällen kann das Hauptzollamt 
anordnen, daß der Brauereiinhaber über alle Fässer 
ein Verzeichnis führt, aus dem die Nummer, das 
Jahr der Eichung und der Raumgehalt zu ersehen 
sind. Das Verzeichnis hat der Brauereiinhaber auf 
dem laufenden zu halten und den Aufsichtsbeamten 
auf Verlangen vorzulegen. 

§ 53 

b) andere Gefäße 

(1) Andere Gefäße als Fässer (§ 11 Abs. 1 Buch¬ 
staben b und c), in denen Bier aus der Brauerei 
entfernt oder innerhalb der Brauerei zum steuer¬ 
pflichtigen Verbrauch oder als Haustrunk abgegeben 
wird, müssen vom Brauereiinhaber dem Oberbeamten 
vor dem erstmaligen Gebrauch mit einem Verzeich¬ 
nis nach Muster 9 angemeldet werden. Die Gefäße 
sind anzumelden nach ihrer Art, nach ihrem Raum¬ 
gehalt (Nenninhalt, § 11 Abs. 1 Buchstabe b) oder 
nach ihrem durchschnittlichen Raumgehalt (§ 11 
Abs. 1 Buchstabe c) unter Angabe des erfahrungs¬ 
gemäß vorkommenden Mindest- und Höchstraum- 
gehalts. In den Fällen des § 11 Abs. 2 ist außerdem 
der Inhalt; der handelsüblich in Rechnung gestellt 
wird, anzumelden. Gefäße, deren Abweichungen im 
Raumgehalt auf Zufälligkeiten bei der Herstellung 
beruhen, gelten als Gefäße der gleichen Größe. 

(2) Auf den Gefäßen muß der Name und der Ort 
der Brauerei, in der das Bier hergestellt worden 
ist, angegeben sein. Die Angabe kann auch auf fest 
angebrachten, gedruckten Zetteln enthalten sein. Im 
Fall des § 64 Abs. 1 Satz 1 kann der Oberbeamte 
auch andere als angemeldete Gefäße zulassen (das 
sogenannte Auslitera im Handverkauf). 

(3) Nach Anordnung des Oberbearnten prüft der 
Aufsichtsbeamto die Anmeldung und, in den Fällen 
des § i l Abs. 1 Buchstabe c, den Raumgehalt nach 
dem Durchschnitt von wenigstens 10 Gefäßen. Als 
Raumgehalt gilt der Inhalt bei handelsüblicher Be¬ 
füllung. Das Ergebnis der Prüfung wird in der An¬ 
meldung vei merkt. 
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Brauanzeige 

§ 54 

(1) Brauereiinhaber, die eigene Malzmühlen mit 
selbsttätiger Verwiegungsvorrichtung nicht be¬ 
sitzen, haben dem Aufsichtsbeamten unter Be¬ 
nutzung eines Vordrucks nach Muster 10 eine Brau¬ 
anzeige über sämtliche zur Verwendung kommende 
Braustoffe zu erstatten. 

(2) Brauereiinhaber, die eine Malzmühle mit 
selbsttätiger Verwiegungsvorrichlung besitzen, 
haben dagegen eine Brauanzeige nach Muster 10 
nur für Zucker, Süßstoff und aus Zucker hergestellte 
Farbmittel zu erstatten. Das Hauptzollamt kann 
zuverlässigen Brauereiinhabern diese Verpflichtung 
widerruflich erlasson. 

(3) Der Oberbeamle kann auch Brauereiinhabern, 
die zur Brauanzeige nach Absätzen 1 und 2 nicht 
verpflichtet sind, die Verpflichtung zur Anzeige 
des Tages und der Stunde der Einmaischung in 
vereinfachter Form auferlegen, wenn die Brauerei 
nur zeitweise und unregelmäßig im Betrieb ist. 

§ 55 

Die Brauanzeige muß spätestens am Nachmittag 
des Werktags vor der Einmaischung dem Aufsichts¬ 
beamten ausgchändigl werden. Wird die Anzeige 
durch die Post übersandt, so muß sie so zeitig ab¬ 
gesandt werden, daß sie zu der angegebenen Zeit 
bei dem Aufsichtsbeamten eingeht. Der Ober- 
beamte kann zulassen, daß die Einmaischung bis 
zu dem in Satz 1 bezeichnten Zeitpunkt fernmünd¬ 
lich bei gleichzeitiger Abwendung der Brauanzeige 
angemeldct, wird. Er kann auch sonstige Aus¬ 
nahmen bewilligen. 

§ 56 

(1) Die Brauanzeige rnuß bei der Betriebsführung 
eingehalten werden. 

(2) Abweichungen von der Brauanzeige sind nur 
zulässig, wenn infolge unvermuteter Umstände die 
Einmaischung nicht oder nicht in der angemeldeten 
Weise slatttinden kann. Die Abweichungen und 
deren Ursachen hat der Brauereiinhaber unter An¬ 
gabe von Tag und Stunde sofort dem Aufsichts- 
beamlen mit einer neuen Brauanzeige mitzuteilen. 

(3) Der Oberbeamte hat bei seiner nächsten An¬ 
wesenheit in der Brauerei die Zulässigkeit der Ab¬ 
weichungen zu prüfen und dies im Befundbuch zu 
vermerken. 

Betriebsbeslimnmngen für Brauereien ohne Malz- 
nnihlen mit selbsttätiger Verwiegungsvorrichtung 

§ 57 

(t) In Brauereien, deren Inhaber zur Biauanzeige 
nach § 54 Abs. 1 oder § 46 Abs. 2 verpflichtet 
sind, darf, sobald Einmaischungen angemeldet sind, 
der Vorrat an Malzschrot die Mengen nicht über¬ 
steigen, die am nächsten Betriebslag und, wenn 
gleichzeitig mehrere Finmnischungen im voraus 
angerneidet sind, an den beiden nächsten Betriebs¬ 
tagen eingeimdsi ht weiden sollen. Das Hauptzoll- 
amt kann eii'or sichernden Bedingungen Aus¬ 
nahmen zulasst n. 


(2) Es darf nur an Wochentagen eingemaischt 
werden, und zwar in den Monaten Oktober bis ein¬ 
schließlich März von 6 bis 22 Uhr, in den übrigen 
Monaten von 4 bis 22 Uhr. Ausnahmen hiervon 
können in Einzelfällen vom Oberbeamten, bei 
dauernder Abweichung vom Ilauptzollamt bewilligt 
und dürfen bei ununterbrochenem Betrieb nicht 
versagt werden. Als Schluß der Einmaischung gilt 
der Zeitpunkt, an dem mit dem Ablassen der Würze 
zum Zweck des Kochens begonnen wird. 

(3) In der Regel soll die ganze Beschickung auf 
einmal eingemaischt werden, so daß nicht nach¬ 
gemaischt zu werden braucht. Wird in einer 
Brauerei regelmäßig nachgemaischt, so muß ein für 
allemal in doppelter Ausfertigung angezeigl wer¬ 
den, in wieviel Abteilungen und mit welchem Ge¬ 
wicht für jede Beschickung gemaischt werden soll. 
Je ein Stück der Anzeige ist zu den Belegheften 
der Brauerei und der Zollstelle zu nehmen. 

Erklärung und Buchführung 
über die Verwendung von Zucker usw. 

§ 58 

(1) Wer Zucker, Süßstoff oder aus Zucker her¬ 
gesteilte Farbmittel zur Bierbereitung verwenden 
will, hat, abgesehen von der für jeden Sud zu er¬ 
stattenden Brauanzeige {§ 54), hierüber mindestens 
drei Tage vor der erstmaligen Verwendung bei der 
Zollstelle eine schriftliche Erklärung in doppelter 
Ausfertigung einzureichen. In dieser Erklärung ist 
die Gattung der zu verwendenden Stoffe, der Ab¬ 
schnitt der Bierbereitung, in dem sie verwendet 
werden sollen, sowie ferner anzugeben, in welcher 
Gestalt (ob ganz oder zerkleinert, trocken oder 
aufgelöst) der Zucker oder Süßstoff verwendet 
wird. 

(2) Nach Prüfung der Erklärung durch den Ober¬ 
beamten ist eine Ausfertigung dem Brauereiinhaber 
zur Aufnahme in das Brauereibelegheft zu über¬ 
senden, die zweite Ausfertigung in das Belegheft 
der Zollslelle einzureihen. 

(3) Bei dem Betrieb ist die Erklärung genau zu 
befolgen; dauernde Änderungen in der Art der Ver¬ 
wendung sind mindestens drei Tage vor der ersten 
Abweichung von der abgegebenen Erklärung durch 
eine neue Erklärung in doppelter Ausfertigung an¬ 
zuzeigen. Soll von dem Inhalt der Erklärung nur 
für einzelne bestimmte Einmaischungen abgewichen 
werden, so ist dies in der Brauanzeige anzumelden. 


§ 59 

(1) über die zur Bierbereitung bestimmten Vor¬ 
räte an Zucker, Süßstoff und aus Zucker her- 
gestellten Farbmitteln ist ein Zuckervcrwendungs- 
buch nach Muster 11 zu führen. 

■ (2) Das Hauptzollamt kann anordnen, daß über 

die nicht zur Bierbereitung bestimmten Vorräte an 
Zucker, Süßstoff und aus Zucker hergestelllen Farb¬ 
mitteln besondere Anschreibungen geführt und daß 
diese Stoffe von den im Absatz 1 genannten ge¬ 
trennt gelagert werden. § 60 findet Anwendung. 
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§ 60 

(1) Unter der Leitung des Oberbeamten wird im 
Rechnungsjahr mindestens einmal der Bestand des 
zur Bierbereilung bestimmten Zuckers, des Süß¬ 
stoffs und der aus Zucker hergestelllen Earbmiltel 
aufgenommen. Del Islbesland ist hierbei durch Ver¬ 
wiegung zu ermitteln. Der Sollbesland ist aus den 
An- und Abschreibungen fe.stzuslellen, wobei zu 
prüfen ist, ob die Anschreibungen mit den bei dem 
Zuckerverwende ncjsbuch gegebenenfalls noch aufzu- 
bewahrenden Rechnungen, Frachtbriefen usw., die 
Abschreibungen mit den Eintragungen im Sudbudi 
überoinstimnjen. 

(2) Zu der Bestandsaufnahme- wird der Brauerei- 
inhuber oder der Betriebsleiter hiivzugezogen. 

(3) Der Oberbeamle nimmt über die Bestands¬ 
aufnahme eine Verhandlung auf, die der Brauerei¬ 
inhaber oder der Betriebsleiter milzuunterscbreibeu 
bat. Ergeben sich bei der Bestandsaufnahme Fohl- 
oder Molmncngcn, so sind ihre Ursachen in der 
Verhandlung zu erläutern. 

(4) Der Branoroiinliaber fiat das Zuckerverwen- 
dungsbuch nach dem Ergebnis der Bestandsaufnahme 
zu berichtigen. Fehlmengen werden wie Abgänge, 
Mehrmengen wie Zugänge behandelt. Die Verhand¬ 
lung über die Bestandsaufnahme wird zum Brauerei¬ 
belegheft genommen. Der Oberbeumle legt die Ver¬ 
handlung mit den etwa erforderlichen Belegen dem 
Hauptzollamt vor, wenn die Ermittlungen über die 
Fehl- oder Mehrmengen Anhaltspunkte für das Vor¬ 
tiegen strafbarer Handlungen, insbesondere nach 
§ 18 des Gesetzes ergeben haben. 

Buchführung 

§ 61 

Brauereiinhaber haben folgende Bücher zu führen: 

1. das Sudbuch noch Muster 32, 

2. das Bi ersten erblich nach Muster 13. 

Abschreibungen im Sudbudi 
und Zuckerverwesidungsbuch 

§ 62 

(1) Werden eingemaischte Malz- und 'Zucker- 
usw. Mengen, Würze odei noch nicht steuerpflichtig 
gewordenes Bier innerhalb der Brauerei vernichtet 
oder stellt sich heraus, daß ihre Weiterverarbeitung 
zu Bier oder ihre Verwertung als Bier nicht möglich 
ist, so hat der Brauereiinhaber dem Tatbestand und 
die Ursachen der Vernichtung oder Unlaugl'ichkeit 
dem Oberbeamten binnen 24 Stunden schriftlich an¬ 
zuzeigen. 

(2) Der Oberbeamte oder der von ihm beauf¬ 
tragte Aufsichlsbciiinte hat sobald als möglich den 
Tatbestand unter Zuziehung des Brauereiinhabers 
oder Betriebsleiters lesLzustellen. 

(3) Die beschädigten, verdorbenen oder aus ande¬ 
ren Gründen zur Bierherslelhmg oder -Verwertung 
untauglichen Maische-, Würze- oder Biermengen 
sind unter amtlicher Aufsicht zu vernichten oder zur 
Bierbereitung oder Verwertung als Bier unbrauch¬ 
bar zu machen (§ 3 5 Abs. 3). Es sind alle Anordnun¬ 


gen zu treffen, die zur Ausschließung eines Miß¬ 
brauchs notwendig erscheinen. 

(4) über das Ergebnis der Ermittlungen und die 
getroffenen Anordnungen ist eine Verhandlung 
aufzunehmen. Der Oberbeamte hat, wenn er die 
Verhandlung nicht selbst aufgenommen hat, den 
Tatbestand und die Zweckmäßigkeit der getroffenen 
Anordnungen — in allen wichtigen Fällen an Ort 
und Stelle —- nachzuprüfen. Er verfügt, sofern Be¬ 
denken nicht bestehen, die erforderlichen Abschrei¬ 
bungen in den Büchern. In wichtigen Fällen hat er 
die Verhandlungen mit einem Auszug aus dem Sud¬ 
lern ch und erforderlichenfalls dem Zuckerverwen¬ 
dungsbuch dem Hauptzollamt vorzulegen. 

Steucranmeldung, Steuererhebung 
§ 63 

(!) Der Brauereiinhaber bat das Biersteucrbuch 
am Monatsschluß mit Zeitangabe abzuschließen und 
spätestens cm fünften darauf folgenden Werktag 
der Zollstelle zur Steuerfestsetzung einzusenden. 

(2) Die Zollslelle setzt zunächst im Biersteuerbuch 
von den entsprechenden Gattungen des steuerpflich¬ 
tig gewordenen Biers, das Rückbier und das Bier, 
das wie Rückbier zu behandeln ist, ab (§ 15 Abs. 
6 und 8). Ist im Biersteuerbuch eine entsprechende 
Menge der gleichen Biergattung nicht eingetragen, 
so wird die überschießende Menge rot dargestellt. 

(3) Die Zolistelle setzt für dio Biermengen, die 
Absatz 2 gemäß ermittelt worden sind, die Steuer 
fest. Dabei wird für die anzuwendenden Steuersätze 
(Staffelsätze) von der Biermenge ausgegangen, die 
innerhalb des Rechnungsjahrs bis zum Schluß des 
Vormonats erzeugt worden ist (§ 6). Von der erzeug¬ 
ten Biermenge des Monats, für den die Steuer fest¬ 
gesetzt wird, wird nur der Teil berücksichtigt, für 
den die Steuer geschuldet wird. Bei der Berechnung 
der Steuer werden die Biergattungen, wenn mehrere 
steuerpflichtig geworden sind, in der Reihenfolge 
der Steuersätze (Gattungssätze) angesetzt, die auf 
die Biergattungen anzuwenden sind. Dabei ist mit 
der Gattung zu beginnen, die dem niedrigsten 
Steuersatz unterliegt. 

(4) Das im Biersteuerbudi rot dargestellte Rüdc- 
bier und das fremde Bier, das wie Rüdebier zu be¬ 
handeln ist (Absatz 2 Satz 2), werden bei der Sleuer- 
berechnung vor dem zu versteuernden Bier (Ab¬ 
salz 3) nach Menge und Steuerbetrag rot angesetzt. 
Sind mehrere Bierg- tt ungen rot dargeslellt, so wer¬ 
den sie in der Reihenfolge der Steuersätze (Gat¬ 
lungssätze) angesetzt, die auf die Biergattungen an- 
zuwenden sind. Dabei ist mit der Gattung zu be¬ 
ginnen, die dem höchsten Steuersatz unterliegt. Die 
rot dargestellten Biermengen werden bei der Er¬ 
mittlung der erzeugten Biermenge, die rot atu ge¬ 
stellten Steuerbeträge werden bei der Aufrechnung 
der Steuerbeträge abgesetzt. Wenn die rot darge¬ 
stellten Beträge höher sind als die Biersteuer, die 
für die steuerpflichtig gewordenen Mengen zu ent¬ 
richten ist, wird der Unterschiedsbetrag zur Ver¬ 
rechnung im folgenden Monat gutgeschrieben oder 
zur Tilgung anderer Steueransprüche verwendet. 

(5) Nach der Berechnung der Steuer werden der 
steuerpflichtigen Biermenge die Biermengen hinzu- 
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gerechnet, die als Hauslrunk oder wegen Ausfuhr 
steuerfrei geblichen sind, und die innerhalb des 
Rechnungsjahrs bis zum Schluß des Vormonats er¬ 
zeugt worden sind. Von dieser Gesamtmenge wird 
bei der Feststellung der Steuersätze (Staffelsätze) 
für die nächste Steuerberechnung ausgegangen. 

(6) Die Zollstellc teilt den Steuerbetrag dem 
Steuerschuldner durch Steuerbescheid unverzüglich 
mit. Sie verwendest dazu einen Vordruck nach 
Muster 14. 

(7) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer 
spätestens am Fälligkeitstag auch dann zu ent¬ 
richten, wenn bis zu diesem Tag ein Steuerbescheid 
noch nicht erteilt worden ist. 

Entfernen von Würze 

oder noch nicht fertigem Bier aus der Brauerei 

§ 04 

(1) Der Oberbeanile kann bei vorhandenem Be¬ 
dürfnis gestalten, daß Würze oder Bier in unvoll¬ 
ständig vergorenem Zustand aus der Brauerei ent¬ 
fernt wird. Die Würze oder das unfertige Bier sind 
beim Entfernen aus der Brauerei als fertiges Bier 
zu versteuern. Die: Oberfinanzdirektion kann zu¬ 
lassen, daß Würze, die zur Herstellung von anderen 
Erzeugnissen als Bier oder bierähnlichen Getränken 
bestimmt ist, unter den erforderlichen Sicherungs¬ 
maßnahmen steuerfrei belassen wird. 

(2) Soll Würze oder noch nicht fertiges Bier in 
eine andere Brauerei zum Zweck der weiteren Ver¬ 
arbeitung verbracht werden, so ist es in der letz¬ 
teren Brauerei gemäß § 15 Abs. ß zu behandeln. 

Handel mit fremdem Bier, Einbringen von Bier 

§ 65 

(1) Braucreiinhaber, die mit fremdem Bier Handel 
treiben oder fremdes Bier in die Brauerei einbringen 
wollen, haben die Genehmigung des Oberbeamten 
einzuholen, der die erforderlichen Überwachungs¬ 
maßnahmen trifft. 

(2) Der Oberbeamte kann gestatten, daß Braue¬ 
reien das eingebrach te Bier nicht im Rück¬ 
bierbuch und im Biersteuerbuch, sondern in 
einem Anschreibebuch nach Muster 15 ein¬ 
tragen, sofern das Bier in besonderen Räumen 
gelagert wird, die nicht als zum Braucreibetrieb 
gehörig behandelt werden. Voraussetzung ist, daß 
das cingcbrachtc Bier in der Brauerei nicht be¬ 
arbeitet oder umgefüllt wird und daß die Brauerei 
eine geordnete kaufmännische Buchführung hat, 
die über den Zugang und den Absatz des einge- 
brachten Biers genauen Aufschluß gibt. 

(3) Der Oberbeamte kann Inhabern stillgelegter 
Erauereien, die ausschließlich mit fremdem Bier 
handeln und solches Bier in ihre Brauerei ein¬ 
bringen, die Führung des Biersteuer- und Rückbier¬ 
buchs erlassen. 

Bestandsaufnahme 

§ 60 

(1) Unter der Leitung des Oberbeamten wird in 
nicht abgefundenen Brauereien im Rechnungsjahr 


einmal der Bestand aufgenommen. Weitere Be¬ 
standsaufnahmen kann allgemein die Oberfinanz¬ 
direktion, für den einzelnen Fall auch das Haupt¬ 
zollamt anordnen. 

(2) Den Zeitpunkt der Bestandsaufnahme be¬ 
stimmt der Oberbeamte unter tunlichster Berück¬ 
sichtigung der Beiriebsverhältnissc der Brauerei. 
Sofern diese es zulassen, ist die Bestandsaufnahme 
unvermutet vorzunchmen. 

§ 67 

(1) Zu der Bestandsaufnahme ist der Braueiei¬ 
inhaber oder Betriebsleiter zuzuziehen. 

(2) Bei der Bestandsaufnahme sind die in der 
Brauerei vorhandenen Würze- und Biermengen 
festzustellen, in die überwachungspflichtige Bier¬ 
menge umzurechnen unrl mit den abschließenden 
Büchern zu vergleichen. Die Vorräte an Würze und 
Bier können an Hand einer vom Brauereiinhaber 
vorzulegenden Bestandsanmeldung probeweise er¬ 
mittelt werden. 

(3) Der Oberbeamte nimmt über die Bestands¬ 
aufnahme eine Verhandlung auf, die der Brauerei¬ 
inhaber oder der Betriebsleiter mitzuunterschreiben 
hat. Ergeben sich bei der Bestandsaufnahme Fehl¬ 
oder Mehrmengen, so sind deren Ursachen in der 
Verhandlung zu erläutern. 

(4) Die Verhandlung über clie Bestandsaufnahme 
ist dem Hauptzollamt vorzulegen, das wegen der 
Versteuerung der Fehlmengen (§ 196 der Reichs¬ 
abgabenordnung) entscheidet. Die in der Brauerei 
geführten Bücher hat der Brauereiinhaber nach 
dem Ergebnis der Bestandsaufnahme zu berichtigen. 
Die Verhandlung über die Bestandsaufnahme ver¬ 
bleibt beim Belegheft der Zollstelle. 

Bierausschank einer Brauerei 

§ 68 

(1) Soll in örtlicher Verbindung mit einer Braue¬ 
rei oder mit einem ihrer anmeldepflichtigen Be¬ 
triebsräume ein Ausschank von Bier betrieben 
werden, so muß der Ausschankraum von den Be¬ 
triebsräumen vollständig getrennt sein. In einem 
derartigen Ausschankraum darf nur Bier in den im 
§§ 52 und 53 genannten Gefäßen eingebracht werden. 
Vor der Einbringung muß, sofern die Brauerei nicht 
abgefunden ist, das Bier im Biersteuerbuch unge¬ 
schrieben worden sein. 

(2) Der Oberbeamte kann im Bedarfsfall weitere 
Überwachungsmaßnahmen anordnen. 

Abfindung 

§ 69 

(1) Inhaber von Brauereien, die gemäß § 16 des 
Gesetzes abgefunden werden wollen, haben der 
Zollstelle eine Erklärung nach Muster 16 in dop¬ 
pelter Ausfertigung abzugeben. 

(2) Die Zollstelle leitet die Erklärung dem Ober- 
beamten zu, der sie zu prüfen und dem Hauptzoll¬ 
amt mit einer gutachtlichen Äußerung darüber vor- 
zulegen hal, w'elche Mengen jeder Biergattung für 
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einen Doppelzentner der hierzu verwendeten 
Mengen an Malz, Zucker, Farbebier und aus 
Zucker hergestelllen Farbmitteln nach den Betriebs¬ 
verhältnissen der Brauerei für die Steuerberech- 
nung anzusotzon sind. 

§ 70 

(1) Das Ilauplzollamt. setzt fest, welche Menge 
jeder Biergattung für einen Doppelzentner der hier¬ 
zu verwendeten Mengen an Malz, Zucker, Farbe¬ 
bier und aus Zucker hergestellten Farbmitteln für 
die Steuerberechnung an/.uselzon ist, vermerkt die 
Festsetzung auf der Erklärung unter Beachtung der 
für Steuerbescheide im § 211 der Reichsabgaben¬ 
ordnung vorgeschriebenen Formen und gibt die Er¬ 
klärung an die Zollstclle zurück, die eine Ausferti¬ 
gung dem Brauereiinhaber zur Verwahrung beim 
Brauereibeleg lieft übersendet. 

(2) Treten wesentliche Änderungen in den der 
Festsetzung zugrunde gelegten Betriebsverhäll- 
nissen ein, so hat alsbald eine neue Festsetzung zu 
erfolgen. 

§ 71 

(1) Inhaber von Brauereien, die zur Abfindung 
zugelassen worden sind, haben eine Anmeldung 
nach Muster 17 über sämtliche zu verwendenden 
Braustoffe beim Aufsichtsbeamten abzugeben und 
ein Abfindungsbuch nach Muster 18 zu führen. 

(2) Für die Einreichung der Anmeldungen gilt 
§ 55. 

§ 72 

(1) Die Anmeldung muß bei der Betriebsführung 
eingehalten werden. 

(2) Abweichungen von der Anmeldung sind nur 
zulässig, wenn infolge unvermuteter Umstände die 
Einrnaischung nicht oder nicht in der angemeldeten 
Weise stattfinden kann. Die Abweichungen und 
deren Ursachen hat der Brauereiinhaber unter An¬ 
gabe von Tag und Stunde sofort dem Aufsichts¬ 
beamten durch eine neue Anmeldung mitzuteilen. 

(3) Der Oberbcamte hat bei seiner nächsten An¬ 
wesenheit in der Brauerei die Zulässigkeit der Ab¬ 
weichungen zu prüfen und dies im Befundbuch zu 
vermerken. 

§ 73 

Die §§ 1, G, 11, 13, 15, 24, 51, 52, 53, 59 bis 63, 
§ 64 Abs. 1 Sätze 2 und 3, Abs. 2, § 65 Abs. 2 und 
3, §§ 66 bis 68 sind auf die Inhaber von nach §§ 69 
folgende abgefundenen Brauereien nicht, die. §§ 57 
und 58 mit; der Maßgabe anzuwenden, daß an die 
Stelle der Brauanzeige nach Muster 10 die Anmel¬ 
dung nach Muster 17 tritt. Als innerhalb eines Rech¬ 
nungsjahrs erzeugt gelten die Biermengen, die nach 
den Eintragungen im Abfindungsbuch im Laufe 
eines Rechnungsjahrs als hergestellt zu gelten 
haben. 

§ 74 

Die Zollstclle stellt im Abfindungsbuch, sobald ihr 
dies vom Brauereiinhaber eingesandt ist (Anleitung 
zu Muster 18 Nr. 4), unter Benutzung des Vordrucks 
auf der letzten Seite die zu jeder Biergattung ver¬ 
wendete Braustoffmenge fest und berechnet daraus 


auf Grund der vom Hauptzollamt festgesetzten Aus¬ 
beutesätze die hergestellten Biermengen. Von die¬ 
sen Mengen sind sodann 3 vom Hundert als steuer¬ 
freier Haustrunk der Brauereiangestellten und 
Brauereiarbeiter {§ 7 Abs. 1 des Gesetzes) abzu¬ 
ziehen, sofern solche beschäftigt werden. Für die 
verbleibenden Biermengen ist die Steuer festzu- 
selzen und dem Brauereiinhaber ein Steuerbescheid 
nach Muster 19 zu erteilen (§ 211 der Reichsabgaben¬ 
ordnung). § 63 Abs. 7 gilt entsprechend. 

§ 75 

(1) Die Abfindung einer Brauerei ist nur vom 
Beginn eines Rechnungsjahrs an zulässig. Der Ver¬ 
zicht auf die Abfindung wird erst am Schluß des 
Rechnungsjahrs wirksam. 

(2) Beträgt in einer abgefundenen Brauerei in 
einem Rechnungsjahr die aus den verwendeten 
Braustoffen (§ 70 Abs. 1) nach den festgesetzten 
Ausbeulesätzen sich ergebende Biermenge mehr als 
500 Hektoliter, so ist, sofern es sich nicht um eine 
vorübergehende, in besonderen Ursachen begrün¬ 
dete Überschreitung handelt, die Brauerei vom Be¬ 
ginn des nächsten Rechnungsjahrs an von der Ab¬ 
findung auszuschließen. Die Entscheidung trifft das 
Hauptzollamt. 

(3) Das Hauptzollamt kann Inhabern von abge 
fundenen Brauereien, die sich einer Biersteuer¬ 
hinterziehung oder wiederholter Ordnungswidrig¬ 
keiten schuldig machen, die Vergünstigung der Ab¬ 
findung sofort entziehen. 

Nachschau 

§ 76 

(1) Die Befugnis der Aufsichtsbeamten zur Nach¬ 
schau (§ 193 der Reichsabgabenordnung) erstreckt 
sich auf sämtliche Betriebs- und Lagerräume einer 
Brauerei, einschließlich der Aufbewahrungsorte für 
Malz, Malzschrot und Zuckerstoffe (§ 50 Abs. 3), 
auf die an die Brauerei anstoßenden, mit ihr in 
Verbindung stehenden Räume, ferner auf die 
Räume, in denen ein Ausschank von Bier in Ver¬ 
bindung mit einer Brauerei betrieben wird, sowie 
auf alle Fahrzeuge der Brauerei, mit denen Bier 
befördert wird. 

(2) Den Aufsichtsbeamten müssen die im Absatz 1 
bezeichneten Räume von 6 bis 21 Uhr, und wenn in 
ihnen gearbeitet wird, jederzeit zugänglich sein. 

(3) Die Aufsichtsbeamten sind insbesondere be¬ 
rechtigt, die zum Betrieb der Brauerei bestimmten 
Geräte und Gefäße, einschließlich der Lager-, Fuhr- 
und Versandgefäße, nachzumessen und zu stempeln, 
die zum Wiegen der Braustoffe bestimmten Waagen 
und Gewichte sowie die zur Vermessung der Würze- 
und Biermengen bestimmten Geräte zu prüfen und 
im Bedarfsfall deren Richtigstellung zu veranlassen, 
die Vorräte an Braustoffen nachzuwiegen und die 
erzeugten Würze- oder Biermengen sowie deren 
Extraktgehalt festzustellen. 

Vermessung der Gefäße 

§ 77 

(1) Die Gefäße, in denen die Menge der Aus¬ 
schlagwürze oder der Anstellwürze (§ 83 Abs. 6) 
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ermittelt werden soll, müssen geeicht (§ 24 Abs. 1, 
§ 25 des Maß- und Gcrwiditsgeset7.es vom 13. De¬ 
zember 1935 in der Fassung der Zweiten Verord¬ 
nung zur Änderung des Maß- und Eichrechts vom 
30. November 1942, § 19 der Eichordnung vom 
24. Januar 1942 — Beilage zu Nr. 10 des Amts¬ 
blatts der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt 
vom 14. März. 1942) und nach den Bestimmungen cler 
§§ 288 mul 308 der Eichordnung bezeichnet sein. 

(2) Alle übrigen Gefäße werden von den Beamten 
des Aufsichlsdienstes auf trockenem Weg nach einer 
zollamtlich zugelassenen Anleitung oder Tafel ver¬ 
messen. Das Ilanpt/.ollamt kann anordnen, daß auch 
diese Gefäße geeicht sein müssen. Das Hauptzollamt 
kann bei diesen Gefäßen eine ihm vorgelegte In¬ 
hal Isbcro.chnnng des Herstellers anerkennen oder 
von einer Vermessung ganz absehen, wenn sie ent¬ 
behrlich erscheint und gegen die Richtigkeit des in 
cler Nachweisung der Räume, Gefäße und Geräte 
angegebenen Inhalts keine Bedenken bestehen. 

Meßslab (Peilstab) 

§ 78 

(1) Wenn von der Eichbehörde nichts anderes vor¬ 
geschrieben wird, isl zur Feststellung der Menge 
der Ausschlag- oder der Anstellwürze ein vom 
Brauereiinhaber zu liefernder Meßstab (Peilstab) zu 
verwenden. Der Meßstab (Peilstab) ist gegen Ver¬ 
tauschungen amtlich zu sichern. Er muß aus dunklem 
Eichenholz bestehen, muß wenigstens 3 Zentimeter 
breit und, wenn er länger als 1 Meter ist., von 
quadratischem Querschnitt sein; er darf nur glatt 
gehobelt, nicht poliert und muß am unteren Ende 
beschlagen sein. 

(2) Der Meßslab (Pcilslab) wird von der Eich- 
behördo nach Raummaß (ungeteilt. Aus cler Eintei¬ 
lung muß der Rauminhalt der Gefäße nach Hekto¬ 
litern, bei Gefäßen mit einem Fassungsvermögen 
von nicht mehr als 5000 Litern auch nach halben 
Hektolitern obgelosen werden können. Der Meß¬ 
stab (Peilstab) muß stets an cler gleichen Stelle 
(Meßstelle) und bis zur gleichen Tiefe in das Ge¬ 
fäß eingeführt, die Meßstelle muß am Gefäßrand 
mit einer Marke (Zollplombo) gekennzeichnet wer¬ 
den. Der Meßslab (Pcilstub) und die sehnen richtigen 
Gebrauch sicherndem Einrichtungen sind vom 
Brauereiinhaber unversehrt zu erhalten. Der Meß¬ 
stab (PeilslaB) ist an dem vom Oberbeamten be¬ 
stimmten Ort aulzubewahren. 

(3) Der Branorciinhabcr ist dafür verantwortlich, 
daß die geeichtem Gefäße in der bei cler Vermessung 
foslgestollten Lage erhalten bleiben. Unbeabsich¬ 
tigte Lageänderungen sind sofort nach ihrer Wahr¬ 
nehmung, beabsichtigte drei Tage vor ihrer Aus¬ 
führung der ZoBstcdle mit Änderungsanzeige zu 
melden. 

Vcrmessungsverhandlungen 
§ 79 

(1) über die Vermessung sind für jedes Gefäß 
zwei gleichlautende Verhandlungen nach Muster 20 
aufzunehmen und von der Zollsfelle dem Hauptzoll- 
apit zur Prüfung vorzulegen. 
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(2) Die geprüften Ausfertigungen sind der Zoll¬ 
stelle zurückzugeben, die eint, zu ihrem Belegheft 
nimmt und die andere dem Brauereiinhaber zur 
Einverleibung in das Belegheft cler Brauerei über¬ 
sendet. 

Naclivermessung 
§ 80 

(1) Vermessene Gefäße, deren Rauminhalt, fester 
Standort oder Lage geändert worden ist, oder bei, 
denen eine solche Änderung zu vermuten ist, sind 
nachzueichen, soweit in ihnen die Menge der Aus¬ 
schlagwürze oder der Anstellwürze ermittelt wer¬ 
den soll (§ 83 Abs. 6) oder zollamtlich neu zu ver¬ 
messen. 

(2) In allen anderen Fällen beträgt die Nacheich¬ 
frist für geeichte Gefäße zehn Jahre (§ 17 des Maß- 
unrl Gewichtsgesetzes vom 13. Dezember 1935 in 
der Fassung cler Zweiten Verordnung zur Änderung 
des Maß- und Eich rechts vom 30. November 1942). 

Reinigung und Prüfung der selbsttätigen 
Verwiegungsvorrichtungen 

§ 81 

(1) Nach Anordnung des Oberbeamten hat der 
Brauereiinhaber von Zeit zu Zeit die inneren Teile 
cler Verwiegungsvorrichtung und der Malzmühle 
mittels geeigneter, von ihm bereitzuhaltendcrWerk¬ 
zeuge (Handfeger, Handblasebalg usw.) von dem 
sich ansammelnden Staub unter amtlicher Aufsicht 
reinigen zu lassen. 

(2) Außer bei der Eichung und Nacheichung ist 
die eigentliche Waage (§ 42 Abs. 2) im unbelasteten 
Zustand mindestens einmal jährlich von dem Auf¬ 
sichtsbeamten auf ihre Empfindlichkeit und ihr ge¬ 
naues Einspielen zu prüfen und erforderlichenfalls 
neu abzugleichen. 

(3) Von Zeit zu Zeit — bei Verwiegungsvorrich- 
lungen, die täglich arbeiten, wenigstens einmal 
vierteljährlich — haben die Aufsichtsbeamten zu 
prüfen, ob der Malzzufluß (§ 42 Abs. 3) rechtzeitig 
selbsttätig abgesperrt wird, das heißt, ob nach der 
selbsttätigen Absperrung des Malzzuflusses und vor 
der selbsttätigen Entleerung des Malzgefäßes die 
belastete eigentliche Waage, nachdem ihre Verbin¬ 
dung mit dem übrigen Getriebe der Vorrichtung 
gelöst ist, sich im Gleichgewicht befindet. Ist dies 
nicht cler Eall, so ist die Vorrichtung, durch welche 
die Einlauföffnung abgesperrt wird, entsprechend 
richtigzustellen. 

(4) Wie bei der Prüfung und Abgleichung der 
leeren Waage (Absatz 2) und bei cler Prüfung und 
Richtigstellung der Absperrvorrichtung (Absatz 3) 
zu verfahren ist, insbesondere durch welche Hand¬ 
griffe die Verbindung zwischen der eigentlichen 
Waage und dem übrigen Getriebe der Verwiegungs- 
vorrichtung gelöst und wiederhergestellt sowie wie 
die selbsttätige Entleerung des Malzgefäßes ver¬ 
hindert und wieder herbeigeführt wird, muß in der 
von dem Brauereiinhaber zu liefernden und im Be¬ 
legheft aufzubewahrenden Beschreibung der selbst¬ 
tätigen Verwiegungsvorrichtung oder in einer eben¬ 
falls von dem Brauereiinhaber zu liefernden und 
im Belegheft aufzubewahrenden besonderen Anlei¬ 
tung genau angegeben sein. 
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Prüfung der Waagen und Gewichte 

§ 82 

Die zur Verwiegung der Braustoffe vorhandenen 
Waagen und Gewichte sind von Zeit zu Zeit zu 
prüfen. Ergeben sich Zweifel an ihrer Richtigkeit, 
so kann der Obcibeamte die sofortige Befund¬ 
prüfung verlangen. 

Prüfung der Brauereien 

§ 83 

(1) Bei der regelmäßigen Nachschau in den Braue¬ 
reien haben die Aufsichtsbeamten sich eine mög¬ 
lichst genaue Kenntnis der Betriebsführung zu ver¬ 
schaffen. 

(2) Sie haben sich insbesondere davon zu über¬ 
zeugen: 

1. daß keine unzulässigen Stoffe zur Bier¬ 
bereitung verwendet werden und nicht 
verbotswidrig Wasser zum Bier zugesetzt 
wird; 

2. daß die Braustoffe nur an den dazu be¬ 
stimmten Orten und in den zulässigen 
Mengen aufbewahrt werden; 

3. daß die Eintragungen im Sudbuch und in 
den sonst zu führenden Büchern und An¬ 
schreibungen rechtzeitig und vollständig 
gemacht werden und mit dem Befund in 
der Brauerei übereinstimmen; 

4. daß Bier nur in den zugelassenen Räumen 
gelagert, abgefüllt und nur in den zulässi¬ 
gen Gefäßen aus der Brauerei entfernt 
wird; 

5. daß das aus der Brauerei ausgehende Bier 
hinsichtlich Gattung und Menge mit den 
Eintragungen im Biersteuerbuch überein¬ 
stimmt und die einzelnen Biergattungen der 
Vorschrift im § 3 Abs. 2 des Gesetzes ent¬ 
sprechen. 

(3) Zahl und Art der in den Brauereien vorzu¬ 
nehmenden Prüfungen regelt die Oberfinanzdirek¬ 
tion. Jedoch haben die Aufsichtsbeamten monatlich 
mindestens einmal, in steuerlich zuverlässigen Be¬ 
trieben nach näherer Bestimmung des Hauptzöll- 
amts vierteljährlich einmal, die Menge der Aus¬ 
schlagwürze und den Extraktgehalt der Ausschlag- 
und Anstellwürze zu ermitteln. Die Ermittlungen 
haben unvermutet zu erfolgen; dem Brauereiinhaber 
ist Gelegenheit zu geben, den Ermittlungen beizu¬ 
wohnen. 

(4) Die Menge der bei einer Einmaischung ge¬ 
wonnenen Ausschlagwürze ist vor dem Ablassen 
(Ausschlagen) aus der Braupfanne mit dem amt¬ 
lichen Meßstab (Peilstab) zu ermitteln. Das Ab¬ 
messen der Würze soll unmittelbar vor dem Aus¬ 
schlagen und dann vorgenommen werden, wenn das 
Sieden beendet ist und der Würzespiegel sich be¬ 
ruhigt hat. Der Meßstab (Peilstab) ist stets an der 
besonders gekennzeichneten Stelle einzuführen. 

(5) Zur Feststellung des Extraktgehalts der Aus¬ 
schlag- und der Anstellwürze haben sich die Be¬ 
amten stets einer geeichten Zuckerspindel zu be¬ 
dienen. Von Zeit zu Zeit sind die Anzeigen dieser 
Spindel mit denen der amtlichen Spindel zu ver¬ 


gleichen. Die zur Ermittlung des Extraktgehalts der 
Äussdilagwürze benötigte Probe ist aus der Brau- 
pfanne unmittelbar vor dem Ausschlagen mit einem 
K4etällzylinder, sofern ein solcher in der Brauerei 
vorhanden ist, oder mit einer vorher gründlich zu 
reinigenden, zu erwärmenden und mit der Würze 
auszuspülenden Flasche zu entnehmen. Der Metall- 
zylinder oder die Flasche sind sorgfältig zu ver¬ 
schließen und sodann in einem mit kaltem Wasser 
gefüllten Gefäß bis auf annähernd +20“ C abzu¬ 
kühlen. Für die Spindelung der Würzeprobe ist ein 
vom Brauereiinhaber zu beschaffendes Standglas zu 
benutzen, das gut zu reinigen, auszutrocknen, senk¬ 
recht aufzustellen und fast bis zum Rand mit der 
abgekühlten und vorher abgeseihten Würze zu be- 
füllen ist. Zur Feststellung des Extraktge'halts der 
Anstellwürze ist ähnlich zu verfahren; die Probe ist 
hierbei entweder dem Sammelgefäß oder, sofern 
dies nicht möglich ist, den Gärbottichen möglichst 
vor dem Zusetzen der Hefe, spätestens aber binnen 
6 Stunden nach der Befüllung zu entnehmen. Das 
Hauptzollamt kann im Bedarfsfall eine andere Art 
der Probeentnahme anordnen. In jedem Fall ist 
darauf zu sehen, daß die Probe der durchschnitt¬ 
lichen Beschaffenheit der Anstellwürze entspricht. 

(6) Wenn es die Betriebsverhältnisse der Brauerei 
erfordern (z. B. wenn mit mehreren Nachgüssen ge¬ 
arbeitet wird), kann das Hauptzollamt anordnen, 
daß abweichend von den Bestimmungen in Absätzen 
3 und 4 die Feststellung des Extraktgehalts der Aus¬ 
schlagwürze unterbleibt und daß statt der Menge 
der Ausschlagwürze die Menge der Anstellwürze 
im Anstellbottich, bevor sie mit der Hefe angestelit 
wird, ermittelt wird. 

§ 84 

(1) Für jede nicht abgefundene Brauerei ist der 
zutreffende Schwund, das ist der Gesamtverlust an 
Würze und Bier, der bei der Bierbereitung vom 
Ausschlagen der Würze aus der Braupfanne bis 
zum Abfüllen des Biers auf die Versandgefäße ent¬ 
steht, nach Maßgabe der Anlage E für jede Bierart 
und Biergattung vom Oberbeamten zu ermitteln. 
Dem Brauereiinhaber ist Gelegenheit zu geben, zu 
dem Ergebnis der Ermittlungen Stellung zu nehmen. 

(2) Der Schwund wird nach Prüfung des Antrags 
des Oberbeamten vom Hauptzollamt nach Hundert¬ 
teilen, soweit erforderlich auch in zehntel Hundert¬ 
teilen, der Ausschlagwürze festgesetzt. 

(3) Sofern die Betriebsverhältnisse einer Brauerei 
hierzu nicht früher Anlaß bieten, ist auf Grund der 
Bierbestandsaufnahme zu prüfen, ob der Schwund 
neu festzusetzen ist. 

(4) Die für eine Brauerei vom Hauptzollamt fest¬ 
gesetzten Schwundsätze sind dem Brauereiinhaber 
unter Angabe der je auf die einzelnen Betriebs¬ 
abschnitte entfallenden Schwundanteile schriftlich 
mitzuteilen. 

§ 85 

In abgefundenen Brauereien ist besonders darüber 
zu wachen, daß keine größeren Mengen an Malz 
und Zuckerstoffen verwendet werden, als im Ab¬ 
findungsbuch eingetragen sind. Außerdem haben die 
Aufsichtsbeamten stets eingehend zu prüfen, ob die 
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Betriebsverhältnisse der Brauerei den vom Haupt¬ 
zollamt festgesetzten Ausbeuteverhältnissen ent¬ 
sprechen, um erforderlichenfalls eine Neufestsetzung 
der Ausbeutesätze herbeiführen zu können. 

§ 86 

Wird in örtlicher Verbindung mit einer Brauerei 
ein Ausschank von Bier betrieben, so ist von Zeit 
zu Zeit die Einhaltung der Bestimmungen im § 68 
nachzuprüfen. 

§ 87 

(1) Das Ergebnis der Nachschau und sonstigen 
Prüfungen haben die Aufsichtsbeamten jeweils in ein 
Befundbuch nach Muster 21 einzutragen. 

(2) Das Befundbuch ist vom Brauereiinhaber an 
dem vom Oberbeamten bestimmten Platz sorgfältig 
aufzubewahren. 

(3) Die Oberfinanzdirektion kann die Führung 
eines Anschreibebuchs über die Ausbeuteverhält¬ 
nisse in abgefundenen (§ 85) und nicht abgefundenen 
Brauereien anordnen. 

§ 88 

(1) Der Aufsichtbeamte versieht die Brauanzei¬ 
gen und die Abfindungsanmeldungen, die ihm §§ 54 
und 71 gemäß übersandt worden sind, für jede 
Brauerei mit einer fortlaufenden Nummer und ver¬ 
gleicht sie bei seiner nächsten Anwesenheit in der 
Brauerei mit den Eintragungen im Sudbuch oder im 
Abfindungsbuch. Er vermerkt den Tag und das 
Ergebnis der Prüfung auf der Brauanzeige oder auf 
der Abfindungsanmeldung. 

(2) Ergeben sich bei der Vergleichung Unter¬ 
schiede zwischen den Eintragungen der Brauanzeige 
oder Abfindungsanmeldung und den Eintragungen 
im Sud- oder Abfindungsbuch, die nicht sofort ein¬ 
wandfrei aufgeklärt werden können, so hat der 
Aufsichtsbeamte eine Verhandlung aufzunehmen 
und diese mit der Brauanzeige oder Abfindungs¬ 
anmeldung und einem Auszug aus dem Sud- oder 
Abfindungsbuch der Zollstelle einzusenden. 

(3) Der Aufsichtsbeamte sendet am Schluß des 
Vierteljahrs die Brauanzeigen und die Abfindungs¬ 
anmeldungen an die Zollstelle. Die Zollstelle fügt 
sie den zugehörigen Sudbüchern oder Abfindungs¬ 
büchern als Belege bei. 

§ 89 

Für die Aufbewahrung der in der Brauerei zu 
führenden Bücher sind auf Verlangen des Ober¬ 
beamten geeignete Behältnisse zur Verfügung zu 
stellen. 

III. Buchführung der Zollstellen 

§90 

Die Zollstelle hat zu führen ein Brauereibetriebs- 
gegenbuch nach Muster 22 und ein Biersteuergegen- 
buch nach Muster 23. 

IV. Statistik 

Monatliche und vierteljährliche Nachweisungen 

§ 9t 

(1) Die Zollämter haben den Hauptzollämtern 
bis zum 10., die Hauptzollämter den Oberfinanz¬ 


direktionen bis zum 15., die Oberfinanzdirektionen 
dem Statistischen Amt bis zum 20. jeden Monats 
unter Verwendung eines Vordrucks nach Muster 24 
die Biermengen anzuzeigen, die während des vor¬ 
hergegangenen Monats zu versteuern und steuerfrei 
abzulassen waren. Bei nicht abgefundenen Braue¬ 
reien ist dabei das Rückbier abzusetzen. 

(2) Die Zollämter haben den Hauptzollämtern bis 
zum 10., die Hauptzollämter den Oberfinanzdirek¬ 
tionen bis zum 15., die Oberfinanzdirektionen dem Sta¬ 
tistischen Amt bis zum 20. Tag der Monate April, Juli, 
Oktober und Januar unter Verwendung eines Vor¬ 
drucks nach Muster 25 die während des vorhergegan¬ 
genen Vierteljahrs in den Brauereien ihres Bezirks 
verbrauchten Braustoffmengen sowie die herge¬ 
stellten überwachungspflichtigen und die Biermengen 
anzuzeigen, die im gleichen Zeitraum zu versteuern 
und steuerfrei abzulassen waren. Bei nicht abgefun¬ 
denen Brauereien ist dabei das Rückbier abzusetzen. 

§ 92 

Das Statistische Bundesamt hat aus diesen An¬ 
zeigen Zusammenstellungen über den Braustoffver¬ 
brauch und die Erzeugung von Bier zu fertigen und 
zu veröffentlichen. 

Jährliche Nachweisung 

§ 93 

(1) Die Hauptzollämter haben für jedes Rechnungs¬ 
jahr eine Nachweisung über den Bestand an Braue¬ 
reien, über die Biererzeugung und die Einfuhr von 
Bier nach Muster 26 aufzustellen und bis zum 1. Juli 
der Oberfinanzdirektion einzureichen. 

(2) Die Oberfinanzdirektionen haben aus diesen 
Aufstellungen Hauptnachweisungen für ihre Bezirke 
zusammenzustellen und sie bis zum 1. August dem 
Statistischen Amt einzusenden. 

§ 94 

Das Statistische Bundesamt hat aus den Nachwei¬ 
sungen Zusammenstellungen zu fertigen und zu ver¬ 
öffentlichen. 

V. Bierähnliche Getr äji k e 

Zu §§ 21 bis 23 des Gesetzes 

§ 95 

(1) Betriebe, in denen bierähnliche Getränke her¬ 
gestellt werden, gelten als Brauereien. 

(2) Auf bierähnliche Getränke finden keine An¬ 
wendung die §§ 5 bis 7, 9, 16 bis 23, 25, 26, 41 bis 
48, 54 Abs. 2 und 3, 58 bis 60, 63 Abs. 3 Sätze 2 
bis 4, Abs. 4 und 5, 64 Abs. 2, 65 Abs. 2, 69 bis 74, 
75, 81, 85, 96 bis 100. Die übrigen Bestimmungen 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(3) Unter Braustoffen sind alle Stoffe und Zube¬ 
reitungen zur Herstellung der bierähnlichen Ge¬ 
tränke zu verstehen. 

(4) In Brauereien, die bierähnliche Getränke her¬ 
steilen, sind hinsichtlich dieser Getränke die vor¬ 
geschriebenen Bücher und Anschreibungen geson¬ 
dert zu führen und die vorgeschriebenen Anmeldun¬ 
gen und Anzeigen gesondert zu erstatten. 
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VI. Übergangs- 
u n (1 S c h 1 u ß b e s l i m m u ngen 

Zu § 24 des Gosc-Izes 

Ersatz der Kosten für die Aufstellung 
von Malzmühlen 

§ OG 

(!) Inhabern von solchen Brauereien, die am 
1, April 1918 7,!.jlluiiil,li<.li.angeni(:'l(iel oder im Gebiet 
des ehemaligen Landes Württemberg «inzuerkennen 
waren, sind aiu Grund von § 24 des Gesetzes die 
Kosten iLir die erstmalige Aufstellung von Malz¬ 
mühlen mit seil;:;!tätigen Verwiogimgsvorridilungcn 
und für die erstmalige Anbringung von selbsttätigen 
Vovwiegnnysvon ich hingen an bereits vorhandenen 
Mal'/mülilen auf Itwinmng des Bundes in voller,', 
Betrag zu orblaLLen, wenn die erstmalige Aufstellung 
oder Anbringung gemäß einer dem Brauereiinhaber 
nach § 14 Abs, 1 Nr. 1 und Abs. 3 des Gesetzes ob¬ 
liegenden Verpflichtung nach dem 1. Oktober 1910 
erfolgt. 

(2) In den Fällen des § 14 Abs. 2 und 3 des Ge¬ 
setzes ist die Verpflichtung zum Einbau der Malz¬ 
mühle mit Vorwiegungsvorrichtung oder zum An¬ 
bringen der selbsf täiigen Verwiegungsvorrichlung 
als entstanden im Sinn dieser Vorschriften erst 
dann anzusehen, wenn die Zollbehörde daliin ent¬ 
schieden hat, daß die nach dem Gesetz entstandene 
Verpflichtung nicht zu erlassen ist. 

§ 97 

Aul Grund des § 24 des Gesetzes wird auch den 
Inhabern einer Genosscnschaftsmalzmühle Kosten¬ 
erstattung gewährt, wenn mindestens einer der Be¬ 
sitzer der Mühle mich § 96 Abs. 1 den Kostenersatz 
für den Pall hätte beanspruchen können, daß er die 
Einrichtung iür seine eigene Brauerei allein ge¬ 
troffen hätte. 

§ 98 

(1) Gegenstand der Kostenerstattung sind die Auf¬ 
wendungen für die Anschaffung der Malzmühlen 
und selbsttätigen Verwiegungsvorrichtungen ein¬ 
schließlich der Kosten für die Abslellvorrichtungen 
und für die Beförderung und betriebsfertige Auf¬ 
stellung der genannten Geräte, ferner die Kosten 
für die durch die Aufstellung notwendig gewordenen 
baulichen Veränderungen mit Einschluß der hierzu 
erforderlichen Baupläne und Kostenanschläge (§99 
Abs. 2). 

(2) In den Fällen, in denen der Brauereiinhaber 
im Zusammenhang mit der Aufstellung der Malz¬ 
mühle oder der Anbringung der selbsttätigen Ver- 
wiegungsvorridilurig weitere Änderungen in der 
Einrichtung der Brauerei vornehmen läßt, sind, so¬ 
fern nicht gegen solche gemeinsame Ausführung 
grundsätzliche Bedenken bestehen, die allgemeinen 
Unkosten zwischen dem Bund und dem Brauerei¬ 
inhaber entsprechend dem Umfang der Kosten der 
sonstigen Änderungen im Verhältnis zu denen der 
Aufstellung der Malzmühle oder der Anbringung 
der Verwiegungsvorrichtung zu teilen. 

(3) Dem Bund erwachsen aus dem Umstand, daß 

die Kosten von ihm auf Grund des § 24 des Gesetzes 
erstattet worden sind, keinerlei Rechte an den be¬ 
schafften Malzmühlen und selbsttätigen Verwie- 
güngsvorrichtungen.' - 


(4) Wird der Betrieb einer Brauerei stillgelegt 
und die Malzmühle oder die selbsttätige Ver¬ 
wiegungsvorrichtung veräußert, so hat der jeweilige 
Brauereiinhaber dies dem Hauptzoilumt sofort an¬ 
zuzeigen. Er hat dem Bund die gezahlten Kosten zu 
erstatten, jedoch wird für jedes verflossene Ka¬ 
lenderjahr — einschließlich des Jahres, in dem die 
Malzmühle aufgestellt oder die Verwiegungsvor¬ 
richtung angebracht worden ist — ein Abzug von 
',20 gewährt. Die Verfügungen wegen der Wieder¬ 
einziehung der erstatteten Kosten erläßt die Ober¬ 
finanzdirektion. 

§ 99 

(1) Die Kosten für die Aufstellung der Malz- 
mühlen mit selbsttätigen Verwiegungsvorrichtungen 
und iür die Anbringung selbsttätiger Verwiegungs- 
vorrichtungen werden nur auf Antrag erstattet. Der 
Antrag ist vor Beschaffung der Malzmühle ödet 1 der 
selbsttätigen Verwiegungsvorriohtuny beim Haupt- 
zoliarnt zu stellen. 

(2) In dem Antrag hat der Brauereiinhaber die 
Art (System) der Malzmühle und der Verwiegungs- 
vorrichlung, das Füllungsgewicht der Verwiegungs¬ 
vorrichtung und die Größe der zu einem Sud be¬ 
stimmten Malzschüttung sowie Name und Sitz des 
Lieferers und die voraussichtliche Höhe der nach 
§ 96 und § 98 Abs. 1 erstattungsfähigen Kosten im 
einzelnen anzugeben. Dem Antrag ist ferner ein 
Bauplan nebst Kostenanschlag über die Malzmühle, 
die Verwiegungsvorrichtung und die Bauarbeiten 
beizulügen. 

§ 100 

(1) Das Ilauptzollamt hat die nach § 99 bei ihm 
eingehenden Anträge von dem Oberbeamlen dar¬ 
aufhin prüfen zu lassen, ob die Anschaffung selbst, 
die Einrichtung der Malzmühle, die Aufstellung 
oder Anbringung, der Aufstellungsort und die etwa 
erforderlichen baulichen Veränderungen zweckent¬ 
sprechend und vorschriftsmäßig sind, und die geprüf¬ 
ten Anträge mit einem gutachtlichen Bericht der 
Oberfinanzdirektion zur Entscheidung darüber vor¬ 
zulegen, ob und in welchem Umfang ein Ersatz ein- 
zutreten hat. 

(2) Die Oberfinanzdirektion kann zur weiteren 
Prüfung Sachverständige heranziehen. Sie entschei¬ 
det selbständig über die Zusage der Kostenerstat¬ 
tung, wenn die Gesamtkosten eines Antrags 2 500 
Deutsche Mark nicht übersteigen, andernfalls ist die 
Genehmigung des Bundesministers der Finanzen 
einzuholen. 

(3) Nach Abnahme der fertiggestelllen Anlagen 
gemäß § 43 weist die Oberfinanzdirektion die nach¬ 
weislich aufgewendeten Kosten zur Erstattung an, 
soweit sie sich innerhalb des Gesamtbetrags des 
Voranschlags halten. Ist der Voranschlag wegen 
unvorhergesehener Umstände überschritten worden, 
so kann die Oberfinanzdirektion die Überschreitung 
genehmigen, wenn die Gesamtkosten 2,500 Deutsche 
Mark nicht übersteigen, andernfalls entscheidet der 
Bundesminister der Finanzen. 

§ 101 

Die Oberfinanzdirektionen sind ermächtigt,- die 
vorgeschriebenen Muster den besonderen Verhält¬ 
nissen des einzelnen Betriebs anzupassen. 
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Anlage A 

(§ 5 BierStDB) 


Farbebierordnung 

(FBierO) 


§ 1 

(1) Farbebier darf nur aus Gerstenmalz, Hopfen, 
untergäriger Hefe und Wasser hergestellt werden, 
es muß vergoren sein. 

(2) Farbebier darf nur an Brauereien und an Her¬ 
steller von bierähnlichen Getränken oder an Farbe¬ 
bierhändler zur Weitergabe an Brauereien und Her¬ 
steller von bierähnlichen Getränken abgegeben 
werden. 

(3) Farbebier darf unter Einhaltung der Vor¬ 
schriften der Bierausfuhrordnung (Anlage C der 
Biersteuer-Durchführungsbestimmungen) steuerfrei 
ausgeführt werden. 

§ 2 

(1) Wer Farbebier herstellen und an andere Braue¬ 
reien abgeben will, bedarf dazu der Genehmigung 
der Oberfinanzdirektion. Die Genehmigung wird nur 
unter dem Vorbehalt des Widerrufs zuverlässigen 
Brauereiinhabern erteilt. 

(2) Auf Farbebierbrauereien sind, soweit nicht im 
folgenden etwas anderes vorgeschrieben ist, die 
Vorschriften des Biersteuergesetzes und der Durch¬ 
führungsbestimmungen entsprechend anzuwenden. 

§ 3 

(1) Mindestens drei Tage vor der ersten Ein- 
maischung hat der Inhaber der Farbebierbrauerei 
der Zollstelle eine schriftliche Erklärung in doppel¬ 
ter Ausfertigung zu übergeben, aus der die Her¬ 
stellungsart des Farbebiers und die Menge der zu 
verwendenden Braustoffe ersichtlich sein muß (Be¬ 
triebserklärung). 

(2) Nach Prüfung und erforderlichenfalls Berich¬ 
tigung der Betriebserklärung durch den Oberbeamten 
übergibt die Zollstelle eine Ausfertigung dem Braue¬ 
reiinhaber zur Aufnahme in das Brauereibelegheft 
und nimmt die zweite Ausfertigung zu ihrem Beleg¬ 
heft. 

(3) Die Betriebserklärung ist beim Betrieb genau 
einzuhalten. 

(4) Bei Änderung der Herstellungsart oder Zu¬ 
sammensetzung des Farbebiers ist der Zollstelle 
binnen der gleichen Frist eine neue Betriebserklä¬ 
rung einzureichen. 

§ 4 

Wenn in der Farbebierbrauerei neben dem Farbe¬ 
bier auch anderes Bier hergestellt wird, so muß das 
Farbebier in besonderen, vom Oberbeamten zu ge¬ 
nehmigenden Räumen gelagert werden. 

§ 5 

Der Inhaber der Farbebierbrauerei hat zu führen 

1. über Herstellung von Farbebier ein Sudbuch 
nach § 61 der Biersteuer-Durchführungsbestim¬ 
mungen, 

2. über das hergestellte Farbebier und über den 
Abgang an solchem an Stelle des Biersteuer¬ 
buchs ein Farbebierbuch nach Muster I. 


§ 6 

(1) Der Inhaber der Farbebierbrauerei hat das 
Farbebier, das er an einen empfangsberechtigten 
Betrieb abgeben will, vor der Entfernung aus der 
Farbebierbrauerei dem für den Empfänger zuständi¬ 
gen Aufsichtsoberbeamten mit einer Versendungs¬ 
anmeldung nach Muster II anzumelden. Der An¬ 
meldung ist ein freigemachter Briefumschlag bei¬ 
zufügen. 

(2) Der Empfänger hat das Farbebier unverzüg¬ 
lich in seinen Betrieb aufzunehmen und in das 
Zuckerverwendungsbuch einzutragen. 

(3) Die mit der Entfernung des Farbebiers aus 
dem Herstellungsbetrieb bedingt entstandene Steuer¬ 
schuld des Versenders fällt bei ordnungsmäßiger 
Versendung des Farbebiers mit dessen Aufnahme 
in den Betrieb des Empfängers weg. 

§ 7 

(1) Der Aufsichtsoberbeamte läßt prüfen, ob der 
Empfänger das Farbebier in seinen Betrieb aufge¬ 
nommen und in sein Zuckerverwendungsbuch ein¬ 
getragen hat. Der Aufsichtsoberbeamte sendet so¬ 
dann die mit einer entsprechenden Bescheinigung 
versehene Anmeldung unter Benutzung des frei¬ 
gemachten Briefumschlags an den Inhaber der Farbe¬ 
bierbrauerei zurück, der sie als Beleg beim Farbe¬ 
bierbuch aufzubewahren hat. 

(2) Ergibt die Prüfung, daß das Farbebier in den 
Betrieb des Empfängers nicht aufgenommen worden 
ist, so setzt die Zollstelle die Steuer fest und teilt 
sie dem Inhaber der Farbebierbrauerei mit Steuer¬ 
bescheid mit. 

(3) Wenn der Nachweis erbracht wird, daß das 
Farbebier auf dem Weg zum Empfänger unter¬ 
gegangen ist, fällt die Steuerschuld des Inhabers der 
Farbebierbrauerei weg. Die Entscheidung darüber, 
ob der Untergang des Farbebiers als erwiesen an¬ 
zusehen ist, trifft in Zweifelsfällen das Hauptzoll¬ 
amt. 

§ 8 

Das Hauptzollamt kann bei Versendung von 
Farbebier innerhalb des Bezirks der Zollstelle ein 
vereinfachtes Verfahren zulassen. Es kann in solchen 
Fällen auch genehmigen, daß Farbebierbrauereien 
die Versendung von Farbebier in längstens wöchent¬ 
lichen Zwischenräumen anmelden. 

§ 9 

(1) In Farbebierbrauereien werden Bestandsauf¬ 
nahmen vorgenommen (§§ 66 und 67 der Biersteuer- 
Durchführungsbestimmungen). 

(2) Fehlmengen an Farbebier, die sich bei der 
Bestandsaufnahme gegenüber den in der Brauerei 
geführten Anschreibungen ergeben, sind zu ver¬ 
steuern, soweit vom Inhaber der Farbebierbrauerei 
nicht dargetan wird, daß sie auf Umstände zurüdc- 
zuführen sind, die keine Steuerschuld begründen. 
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§ 10 

(1) Die Verwendung von Farbebier in Brauereien 
unterliegt den in § 50 Abs. 1, §§ 54, 58 bis 60, 69 
und 70 der Biersteuer-Durchführungsbestimmungen 
über die Verwendung von Zucker gegebenen Be¬ 
stimmungen mit der Maßgabe, daß die §§ 59 und 60 
auch für abgefundene Brauereien gelten und daß in 
der Verwendungserklärung (§ 58) der Hersteller des 
Farbebiers und die Biergatlungen, denen das Farbe¬ 
bier zugeset/.l werden soll, sowie der Abschnitt der 
Bierbereitung (ob im Sudverfahren oder nach dessen 
Abschluß) zu bezeichnen sind. Zur Verwendung von 
Farbebierproben genügt, wenn eine Verwendungs¬ 
erklärung noch nicht abgegeben ist, eine einfache 
Anzeige des Verwenders. Diese Anzeige darf unter¬ 
bleiben, wenn das Gewicht der einzelnen Farbebier¬ 
probe 50 Gramm: nicht übersteigt. 

(2) Die Verwendung von Farbebier in Betrieben 
zur Herstellung bicrähnlidier Getränke unterliegt 
den in § 50 Abs. 1, § 54 Abs. 1 und § 59 Abs. 1 der 
Biers teuer-Durch lii hningsbesl im m urigen gegebenem 
Bestie: rmmgen. 

§ 11 

(1) Farbebierbi auereien und anderen zuverlässi¬ 
gen Gewerbetreibenden, die kauImännische Bücher 
ordnungsgemäß führen, kann im, Fall des Bedürf¬ 
nisses unter dem Vorbehalt des Widerrufs ein vorn 
Braucreibctrieb örtlich getrenntes Farbebierlager 
zur ZwischcvnlcKjerimg des Farbcbiers bewilligt wer¬ 
den. über die Zulassung onf.scheidet die örtlich zu¬ 
ständige Obcrlinnn/cliic'kiion im Benehmen mit der 
für den Herslellungslielriel) zuständigen Oberfinanz¬ 
direktion. 

(2) Die Bewilligung kann an die Bedingung ge¬ 
knüpft werden, daß eine angemessene Sicherheit 
gestellt wird und daß für dem Fall des Mißbrauchs 
der Vergünstigung oder der Nichteinhaltung der 
etwa gestellten besonderen Bedingungen Sicherungs- 


Steuerordnung 


gelder nach § 203 der Reichsabgabenordnung un¬ 
beschadet des außerdem etwa einzuleitenden Straf¬ 
verfahrens verwirkt sein sollen. 

(3) Farbebierlager unterliegen der Steueraufsicht 
nach Maßgabe der §§ 190 folgende der .Reichs¬ 
abgabenordnung und §§ 32, 76 bis 89 der Biersteuer- 
Durchführungsbestimmungen. 

§ 12 

(1) Für die Versendung von Farbebier zum Farbe¬ 
bierlager und für die Weitergabe von Farbebier aus 
dem Farbebierlager an einen empfangsberechtigten 
Betrieb gelten §§ 6 und 7 entsprechend. Die mit der 
Entfernung des Farbebiers aus der Farbebierbraue¬ 
rei entstandene Steuerschuld geht bei ordnungs- 

I mäßiger Versendung des Farbebiers mit dessen 
Aufnahme in das Farbebierlager auf dessen Inhaber 
über und fällt bei ordnungsmäßiger Versendung mit 
der Aufnahme des Farbebiers in einen empfangs¬ 
berechtigten Betrieb weg. 

(2) Der Inhaber des Farbebierlagers hat das Farbe¬ 
bier alsbald nach der Aufnahme in das Farbebier¬ 
lager in das Farbebierbuch (§ 13 Abs. 1) einzutragen. 

§ 13 

(1) Der Inhaber von Farbebierlagern hat über den 
Zugang und Abgang an Farbebier das Farbebier¬ 
buch nach Muster I zu führen. 

(2) Im Farbebierlager darf, Farbebier nur in den 
Versa ndgefäßfiö der Farbebierbrauerei gelagert und 
nur in diesen an empfangsberechtigte Betriebe ab¬ 
gegeben werden. Mit Genehmigung des Hauptzoll¬ 
amts darf in besonderen Fällen Farbebier auch in 
andere Geläße umgefüllt werden, die den Vor¬ 
schriften der §§ 52 und 53 der Biersleuer-Durch- 
führungsbestimmungen entsprechend bezeichnet sein 
müssen. 

(3) In Farbebierlagern werden Bestandsaufnahmen 
vorgenommen. § 9 gilt entsprechend. 

Anlage B 

(§ 10 BierStDB) 

für Einfuhrbier 


§ 1 

Wird Bier im Zollanweisimgsverfahren einer 
Zollstelle im Innern überwiesen, so haftet derjenige, 
der im Zollanweisungsverfahren für den Zoll haftet, 
auch für den Betrag der Biersteuer. 

§ 2 

Die Anmeldung zur Steuerfestsetzung ist schrift¬ 
lich in der Zollanmeldung abzugeben. Die mündliche 
Anmeldung zur Steuerfestsetzung genügt, wenn die 
Zollanmeldung mündlich abgegeben wild oder wenn 
eine Zollanmeldung nicht erforderlich ist. 

§ 3 

In der Anmeldung zur Steuerfestsetzung ist die 
Gattung (Einfachbier, Schankbier, Vollbier, Stark¬ 
bier) und für jede Gattung Zahl, Art und Raum¬ 
gehalt der einzelnen Umschließungen anzugeben. 
Flaschen von gleicher Form und annähernd gleicher 
Größe dürfen mit ihrem Durchschnittsraumgehalt 
angemeldet werden. 


§ 4 

(1) Der Stammwürzegehalt des Biers'braucht amt¬ 
lich nicht nachgeprüft zu werden, wenn gegen die 
Richtigkeit der Anmeldung keine Bedenken be¬ 
stehen. 

(2) In Zweifelsfällen wird der Stammwürzegehalt 
nach Anlage D zu den Biersieder-Durchführungs¬ 
bestimmungen ermittelt. 

§ 5 

(1) Der Raumgehalt der Umschließungen kann 
schätzungsweise ermittelt werden. Gibt sich der An¬ 
melder mit dem Ergebnis der amtlichen Schätzung 
nicht zufrieden, so wird der Raumgehalt amtlich er¬ 
mittelt. Die Ermittlung darf probeweise erfolgen. 

(2) Der Raumgehalt von Fässern, auf denen der 
Eichstempel, das Jahr der Eichung und der Raum- 
gehalt nach Litern deutlich und dauerhaft angegeben 
sind, wird nach der eichamtlichen Raumgehalts¬ 
bezeichnung angenommen, wenn seit der Eichung 
nicht mehr als 5 Jahre verflossen sind. Der Raum- 
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gerb alt anderer Passer wild, wenn clor Anmelder 
nicht die nasse Vermessung beantragt, durch Ver¬ 
messung auf Irockenom Weg ermittelt. 

(3) Fässer können auf Antrag des-Anmelders erst 
nach Entleerung vermessen werden, wenn die Näm¬ 
lichkeit der Fässer amtlich festgehalten werden 
kann und der Anmelder sieh verpflichtet, die Fässer 
mit den gut erhaltenen Näinliehkeitszeichen nach 
der Entleerung der Zollslelle wieder vorzuführen. 
Die Steuer wird vorläufig nach dem Gewicht des 
Biers einschließlich der Umschließung berechnet, 
wobei 100 kg gleich 1 hl zu rechnen sind. 

(4) Der so berechnete Betrag ist bei der Zollstelle 
(Zollkasse) zu verwahren. Nach der Vermessung 
der leeren Fässer ist der endgültige Steuerbetrag 
feslzusetzen und als Biersleuer zu buchen. Der ver¬ 
wahrte Betrag ist anzurechnen und, soweit er den 
endgültig festgesetzten Sleuerbetrag übersteigt, 
zurückzuzahlen. 

(5) Andere Umschließungen als Fässer (z. B. 
Flaschen) werden naß vermessen. Zur Vermeidung 
wiederholter Vermessungen können bei der Zoll¬ 


§ 1 

Für das unter Beachtung der hierfür gegebenen 
Bestimmungen aus dem Inland ausgeführte, im In¬ 
land hergesteilte Bier wird die Befreiung von der 
Bievsteuor mir gewährt, wenn die auf einmal zur 
Abfertigung kommende Bim menge mindestens zehn 
Liter beträgt. Der Anspruch sieht nur zu dem In¬ 
haber einc*.r nicht nach § 16 des Biersteuergesetzes 
abgefundenen Brauerei, und zwar der Brauerei, in 
der das Bier hercjestellt ist. Der Ausfuhr aus dem 
Inland siebt die Abfertigung des Biers zu einem 
Zollverkehr gleich. 

§ 2 

. Der Brauereiinhaber hat das zur Ausfuhr be¬ 
stimmte Bier, ehe es die Lagerräume für unver¬ 
steuertes Bier (§ .51 der Biersteuer-Durchführungs- 
bestimm ringen) verläßt, mit einer Ausfuhranmeldung 
nach Muster a in doppelter Ausfertigung bei der 
Zoll stelle anzurn eklen. 

§ 3 

Die Zollslelle trägt die Ausfuhranmeldungen in 
ein nach Muster 1) zu führendes Bierausfuhrbuch 
ein und veranlaßt die Abfertigung des Biers. Das 
Bier darf, abgesehen von den Fällen des § 9, aus 
den im § 51 der Biersteuer-Durchführungsbestim¬ 
mungen bezekhnolen Räumen vor der Abfertigung 
nicht entfernt werden. 

§ 4 

(1) Die Fässer müssen spundvoll, die Flaschen 
handelsüblich belülll sein, ln einem Packstück dürfen 
nur Flaschen von gleicher Größe verpackt sein. Das 
Flauptzollamt kann Ausnahmen zulassen. 

(2) Die Abfertigung erstreckt sich auf die Fest¬ 
stellung, daß das Bier unverdorben ist. und mit der 
Anmeldung hinsichtlich der Gattung und Menge 


stelle, bei der das Bier zur Steuerfestsetzung ange¬ 
meldet werden soll, Muster der Umschließungen 

hinterlegt werden. 

(6) Bei der Vermessung wird im allgemeinen die 
Flüssigkeilsmenge ermittelt, die die Umschließung 
enthält, wenn sie bis zum überlaufen gefüllt ist, bei 
Flaschen jedoch nur die Flüssigkeitsmenge, die die 
Flaschen bei handelsüblicher Befüllung enthalten. 

§ 6 

(1) Wer Steuerschuldner wird, wann die Steuer¬ 
schuld entsteht und wann sie fällig wird, bestimmt 
sich nach den.Zollvorschriften (vergleiche § 2 Abs. 3, 
§ 6 Abs. 2 des Biersteuergesetzes). 

(2) Ein Zahlungsaufschub für die Steuer ist nicht 
zulässig (vergleiche § (3 Abs. 3 des Biersteuer- 
gesetzes). 

§ ? 

Der Steuerbetrag wird von der Zollstelle für jede 
Anmeldung in einer Summe festgesetzt und dem 
Steuerschuldner milgeteilt. 

Anlage C 

(§ 14 BierS 1DB) 


übereinslimmt. Die Feststellung kann probeweise 

erfolgen. 

§ 5 

(1) Wenn die Zollstelle den Ausgang nicht selbst 
überwachen läßt, werden die abgefertigten Bier¬ 
sendungen amtlich verschlossen und der vom Ver¬ 
sender gewählten Ausgangszollstelle unter Gewäh¬ 
rung .einer angemessenen Ausfuhrfrist überwiesen. 

(2) Das Ergebnis der Abfertigung, die .Anlegung 
der Verschlüsse, die Ausl uhrfrist usw. werden in 
beiden Ausfertigungen der Ausfuhranmeldung ein¬ 
getragen. 

(3) Die erste Ausfertigung der Anmeldung erhält 
der Brauereiinhaber, die zweite wird der Zollstelle 

zurückgegeben. 

§ 6 

Der Brauereiinhaber hat das abgefertigte Bier mit 
der Ausfuhranmeldung und unter Erhaltung der an¬ 
gelegten Verschlüsse so zeitig der gewählten Aus¬ 
gangszollstelle vorzuführen, daß es innerhalb'der 
gestellten Frist ausgeführt werden kann. 

§ 7 

(1) Die Ausgangszollstelle kann sich bei der Aus- 
gangsabfertigimg, soweit nicht nach ihrem Ermes¬ 
sen oder .nach den Umständen, z. B. im Fall eines 
während der Versendung eingetretenen Flüssig¬ 
keitsverlustes, eine weitere Prüfung erforderlich ist, 
auf die Vergleichung der Zahl und Zeichen der Ge¬ 
binde und Packslücke und auf die Abnahme des 
Verschlusses beschränken. Sie bescheinigt die Aus¬ 
fuhr auf Grund der eigenen Wahrnehmungen oder 
auf Grund der Angaben der Begleitungs- oder Über¬ 
wachungsbeamten auf der Ausfuhranmeldung. Im 
Fall der Aufnahme in ein Zollager werden die Zoll¬ 
vorschriften angewendet. 


Bierausfuhrordnung 

(BierAG) 
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(2) über die ausgegangenen Biersendungen wird 
bei der Ausgangszollstelle ein Bk-tausgangsbuch 
nach Muster c: geführt. 

§ 8 

(1) Die Ausgangsbescheinigung für unversteuer¬ 
tes Bier können alle Grenzzollstellen und alle die 
Binnenzollstellen erteilen, die zur Abfertigung zu 
dem vorgesehenen Zoll verkehr befugt sind. Der 
Bundesminister der Finanzen kann die Befugnis auf 
andere Zollslellen übertragen. 

(2) Die den Ausgang bescheinigende Zollstelle 
sendet die Ausfuhranmeldungen ohne Zeitverlust der 
auf Seite 1 der Ausluhranmeldung angegebenen 
Zolistelle zurück. 

§ 9 

Das Ilauptzollamt kann widerruflich gestatten, 
daß von der Vorführung des Biers und der Ver¬ 
schlußanlegung Abstand genommen und die An¬ 
meldung allein auf Grund der Angaben des Brauerei¬ 
inhabers von der Zolistelle vollzogen wird. In die¬ 
sen Fällen können bei der Ausgangsabfertigung die 
angemeldeten Gattungen und Mengen ohne Öffnung 
der Packstücke als vorgefunden angenommen wer¬ 
den, wenn die letzteren nach Zahl, Art, Zeichen und 
Nummer, bei Fässern auch nach der eichamtlichen 
Raumgehaltsangabe, mit. der Anmeldung überein¬ 
stimmen und kein Grand zu dein Verdacht, vorliegt, 
daß ihr Inhalt von der Anmeldung abweicht. 


§ 10 

(1) Der Brauereiinhaber hat das zur Ausfuhr an¬ 
gemeldete Bier sogleich in die Spalten 8 bis 13 des 
Biersteuerbuchs einzutragen. 

(2) Trifft binnen einer Woche nach Ablauf der 
gestellten Frist die mit Ausgangsbescheinigung ver¬ 
sehene Anmeldung bei der Zollstelle nicht ein, 
ergibt sich aus der Anmeldung, daß die Ware nicht 
fristgemäß ausgeführt ist, oder wird wegen unter¬ 
lassener Ausfuhr die Anmeldung an die Zollstelle 
zurückgegeben, so wird das Bier zur Versteuerung 
im Biersteuerbuch angeschrieben, es sei denn, daß 
der Nachweis erbracht wird, daß das Bier innerhalb 
der Ausfuhrfrist zugrunde gegangen ist. In Zweifels¬ 
fällen entscheidet das Hauptzollamt. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden bei der 
nächsten Steuerberechnung die in der Anmeldung 
angegebenen Biermengen in den Spalten 20 bis 25 
des Biersteuerbuchs zu- und in den Spalten 8 bis 13 
abgesetzt. Auf die Eintragungen im Bierausfuhrbuch 
und im Biersteuerbuch wird gegenseitig verwiesen. 

(4) Geht die Anmeldung mit der Bescheinigung 
über den fristgemäßen Ausgang des Biers verspätet 
ein oder wird nachträglich festgestellt, daß das Bier 
innerhalb der Ausfuhrfrist zugrunde gegangen ist, 
so wird die Berichtigung des Biersteuerbuchs nach 
Absatz 3 wieder rückgängig gemacht. Im zweiten 
der erwähnten Fälle bedarf es der Genehmigung 
des Hauptzollamts. 


Anlage D 

(§ 31 BierStDB) 

Anleitung 

zur Feststellung des Stammwürzegehalts 
im Bier 


I. Grundsatz 

(1) Der Stammwürzegehalt wird festgestellt nach 
dem Refraktometerverfahren durch Bestimmung der 
Dichte und Lichtbrechung des Biers oder nach dem 
pyknometrischen Destillationsverfahren. 

(2) Die nach § 31 Abs. 1 der Biersteuer-Durch¬ 
führungsbestimmungen entnommenen Bierproben 
werden vom Oberbeamten unmittelbar an die Zoll¬ 
technische Prüfungsstelle gesandt, die den Stamm¬ 
würzegehalt nach dem Refraktometerverfahren (Aus¬ 
sonderungsverfahren) feststellt. Wenn sich hierbei 
ergibt, daß der Stammwürzegehalt für Einfachbier 
weniger als 2 oder mehr als 5,5 v. H., für Schank¬ 
bier weniger als 7 oder mehr als 8 v. H., für Voll¬ 
bier weniger als 11 oder mehr als 14 v. H. und für 
Starkbier weniger als 16 v. H. belrägt, wird eine 
weitere Bierprobe mit dem entstandenen Schrift¬ 
wechsel, aus dem auch das Feststellungsergebnis 
nach dem Refraktonietcrverfahren zu ersehen sein 
muß, an die Zoll technische Prüfungsanstalt zur 
Untersuchung nach dem pyknometrischen Destilla¬ 
tionsverfahren (Nachuntersuchung) übersandt. Bei 
Feststellung des Stammwürzegehalts aus Anlaß 
eines Rechtsmittel- oder Strafverfahrens werden die 
Bierproben sogleich an die Zolltechnische Prüfungs- 
anstall zur Untersuchung nach dem pyknometrischen 
Destillationsverfahren gesandt. Die Feststellung 
nach dem Refraktometerverfahren entfällt. 

(3) Sehr dunkle oder solche Biere, bei denen aus 
besonderen Gründen eine Untersuchung durch die 


Zolltechnische Prüfungsstelle nicht für geboten er¬ 
achtet wird (z. B. bei stark gesüßten oder bei Wei¬ 
zenbieren), werden von dieser alsbald an die Zoll¬ 
technische Prüfungsanstalt zur Feststellung des 
Stammwürzegehalts im Nachuntersuchungsverfahren 
(II b) gesandt. 

II. Untersuchung 

a) Aussonderungsverfahren 

(1) Etwa 500 ccm Bier werden von ihrem Kohlen¬ 
säuregehalt durch mindestens dreimaliges kräftiges 
Schütteln in einer halbgefüllten Flasche möglichst 
befreit, wobei nach jedem Schütteln das Bier durch 
Umgießen in ein anderes Gefäß mit Luft in Berüh¬ 
rung gebracht wird. Nach dem letzten Schütteln 
wird die Probe durch ein doppeltes Faltenfilter 
filtriert. 

(2) Die so vorbereitete Probe wird alsbald in 
einen vollkommen trockenen Standzylinder von 
etwa 35 cm Höhe und etwa 40 mm lichter Weite 
gegossen und durch Einstellen in ein größeres mit 
Wasser gefülltes Gefäß auf die Temperatur von 
genau + 20° C gebracht. Bei dieser Temperatur wird 
die Dichte des Biers mit einer bei + 20° C amtlich 
geeichten und sorgfältig gereinigten Dichtespindel 
(Präzisionsspindel) bestimmt, und zwar bis auf vier 
Stellen hinter dem Komma. Zweckmäßig wird zuerst 
die Dichte mit einer Suchspindel annähernd be¬ 
stimmt und nach dem hierbei festgestellten Wert 
die entsprechende Präzisionsspindel ausgewählt. 
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(3) Zur Bestimmung der Lichtbrechung des Biers 
wird das Zeißsdie Eintauchrefraktometer benutzt, 
das für eine Ablesung bei + 20° C justiert sein muß. 
Ein Becherglas wird mit dem nach Absatz 1 vorbe¬ 
reiteten Bier etwa zur Hälfte gefüllt, und in den 
Tcmperiortrog eingehängt, dessen Wasserfüllung auf 
genau T 20'’ C gehalten wird. In das Becherglas 
wird sodann das Eintauchrefraktometer eingetaucht, 
die Probe etwa 5 Minuten bei genau + 20° C ge¬ 
halten und alsdann der Wert abgelesen. Es ist 
darauf zu achten; daß die Skala des Refraktometers 
scharf eingestellt ist und die Trennlinie keinen 
farbigen Saum zeigt. Die Einstellung der Trommel¬ 
skala wird viermal wiederholt und aus den ver¬ 
schiedenen Ablesungen der Durchschnitt berechnet. 
Weichen die beim Ablesen gefundenen Werte um 
mehr als 0,2 Skalenteile voneinander ab, so wird 
die Trommelskala sechsmal eingestellt und aus den 
Ablesungen der Durchschnitt errechnet. 

(4) Aus den ermittelten Werten der Dichte (Ab¬ 
satz 2) und der Lichtbrechung (Absatz 3) wird in 
dem Nomograrnm nach Gerum-Wißner der Stamm- 
wiirzegehalt. in der Weise abgelesen, daß man mit 
dem schwarzen Strich des durchsichtigen Lineals 
den Wert der Dichte (Skala I des Nomogramms) mit 


dem Wert des Lichtbrechungsgrads (Skala II) ver¬ 
bindet. Der Schnittpunkt des schwarzen Strichs auf 
dem Lineal mit der Skala III zeigt alsdann den 
Stammwürzegehalt des Biers an. 

(5) Beispiele: 

a) Dichte bei + 20° C = 1,0080 
Lichtbrechung bei + 20° C = 39,0 
Stammwürzegehalt = 12,5 v. H. 

b) Dichte bei + 20° C = 1,0055 
Lichtbrechung bei + 20° C — 25,2 
Stammwürzegehalt = 4,1 v. H. 

b) Nachuntersuchungsverfahren 

Bei der Nachuntersuchung wird das pyknome- 
trische Destillationsverfahren angewendet und der 
Stammwürzegehalt nach der großen Ballingschen 
Formel 

100 (2,0665- W % E) 

St _ __LE -- 

100 + 1,0665-W 

(W = Weingeist, E — Extrakt, 
je in Gewichtshundertteilen) 

berechnet. 

Anlage E 

(§ 84 BierStDB) 


Anleitung 

zur Festsetzung des Schwunds der Brauereien 


(1) Die Festsetzung des Schwunds einer Brauerei, 
d. i. der Gesamtverlust vom Ausschlagen der Würze 
aus der Braupfanne bis zum Abfüllen des Biers im 
Lagerkeller, ist von besonderer Wichtigkeit, weil 
von der zuverlässigen Festsetzung des Schwunds 
die richtige Ermittlung der überwachungspflichtigen 
Biermenge abhängt. Um den Schwund zuverlässig 
festsetzen zu können, ist es notwendig, daß die er¬ 
forderlichen Schwundermittelungen unvermutet an 
mehreren Normalsuden in verschiedenen Herstel- 
TungsabschnitLen, bei verschiedenen Bicrarten und 
Biergallungen und zu verschiedenen Jahreszeiten 
vorgenommen werden. 

(2) Nach den wissenschaftlichen Beobachtungen 
und praktischen Erfahrungen darf angenommen 
werden, daß der Schwund in den verschiedenen 
Brauereibetrieben in der Regel zwischen 8 bis 25 
v. II. der heißen Ausschlagwürze schwankt und sich' 
in nachstehender Weise zusammensetzt: 

1. Zusammenziehung der heißen 
Würze durch Abkühlung und 
Würzevordrängung durch den 


Hopfen.4 bis 4 v.H. 

2. Verdunstung.1 bis 9 v.H. 

3. Verlust durch Hopfen- und 
Kühlgeläger und Benetzung . 0,5 bis 3 v.H. 

4. Verlust vom Gärkeller bis 

zum Ausstoß.2,5 bis 9 v.LI. 

und zwar: 

a) im Gärkeller 1 bis 4 v.H., 

b) im Lager¬ 
keller .... 1 bis 3 v.H., 

c) beim Ab¬ 
fällen . . . 0,5 bis 2 v.H. 


zusammen .... 8 bis 25 v.H. 


(3) Im allgemeinen kann als Anhaltspunkt dienen, 
daß der Gesamtschwund 

in sehr guten Betrieben nicht mehr als 13 v.H. 
in guten Betrieben nicht mehr als . . . 15 v.H. 

in mittelmäßigen Betrieben nicht mehr 

als. 18 v.H. 

in schlechten Betrieben mehr als . . . 18 v.H. 

der heißen Ausschlagwürze beträgt. Bei der Unter¬ 
scheidung der Brauereien ist die Brauereieinrich¬ 
tung, die Betriebsleitung und die mehr oder minder 
sorgsame Arbeitsweise zu berücksichtigen. Keines¬ 
falls kann die Größe des Betriebs für sich allein 
als ein genügend zuverlässiges Unterscheidungs¬ 
merkmal erachtet werden. In kleinen Brauereien, 
die nur obergäriges Einfachbier (z. B. Jungbier) her- 
stellen, ist im allgemeinen wegen der kürzeren 
Dauer der Gärung und der Behandlung des Biers 
bis zum Ausstoß mit einem wesentlich niedrigeren 
Gesamtschwund zu rechnen. 

(4) Der im Absatz 2 unter Ziffer 1 bezeichnete 
Schwund durch Zusammenziehung der heißen Würze 
und Würzeverdrängung durch den Hopfen ist für 
alle Brauereien gleich. Er stellt eine einfache 
Mengenveränderung mit gleichbleibendem Gehalt 
der Würze an löslichen Stoffen (Extraktgehalt) dar. 

(5) Der im Absatz 2 unter Ziffer 2 bezeichnete 
Schwund durch Verdunstung bedeutet ebenfalls 
keinen Verlust an löslichen Stoffen, sondern nur 
einen Wasserverlust und ist abhängig von der Art 
und Zeitdauer der Abkühlung der heißen Würze. 

(6) Brauereien, die zum Abkühlen der heißen 
Würze besondere Kühlvorrichtungen benutzen, 
haben einen geringeren Verdunstungsschwund als 
Brauereien, die die Würze sehr lange auf dem 
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Kühlschiff stehen lassen. Bei Brauereien, die ohne 
Kühlschiff arbeiten, scheidet der Schwund durch 
Verdunstung in der Regel fast ganz aus. 

(7) Der im Absatz 2 unter Ziffer 2 bezcichnete 
Schwund (Verdunslungsschwund) kann aus der 
Vergleichung der Zuckerspindolanzeigen der Aus¬ 
schlag- und der Anstellwürze bei T 20° C sowie aus 
der Menge der Ausschlagwürze berechnet werden. 

B e i s p i e 1 : 

Extraktgehalt der Ausschlagwürze . . 11,6 v. H. 

Exlraklgehalt der Anstellwür/.e .... 12,1 v. II. 

Unterschied . . 0,5 v. I I. 

Der Schwund durch Verdunstung, Hopfen- und 
Kühlgeläger und Benetzung beträgt nach der 
Gleichung 

12,1 : 0,5 = 100 : x - 4,13 v. II. 

(Ji) Der im Absalz 2 unter Ziffer 3 bezcichnete 
Schwund kann durch Auspressern und Ausspritzen 
dos Hopfens und durch Verwenden von Trub¬ 
säcken, noch mehr aber durch das Benutzen von 
Filter- oder Trubpressun wesentlich vermindert und 
bis auf 0,5 v. !i. lierubgedrückl werden. 

Der Würzeverki:;!. durch 1 lopfengoläger beträgt im 
Durchschnitt für I kg Hopfen 

bei einfachem Ablropfen.6,6 Liter 

bei einfachem Auspressern.2,8 Liter 

bei gutem Ausspril/.cm.1,8 Liier 

bei gutem Ausspritzen und Ausprossen . 0,8 Liter 

Durch Verwendung von Hopfenlaugern kann der 
Verlust noch weiter horabgednickt werden. Der 
Würzeverlust durch Kühlgeläger kann im Durch¬ 
schnitt beim Verwenden von Trubsäcken mit 4 bis 
6 Litern, beim Verwendern von Pressen mit 1,4 Litern 
Würze für 100 Kilogramm Malz angenommen wer¬ 
den. Der BenetzungsVerlust ist, in Ilundertteilen 
der Ausschlagwürzc gerechnet, in größeren Betrie¬ 
ben meist geringer als in kleineren, weil oll in 
beiden Arten von Betrieben die Rohrleitungen 
genau so lang, die durch diese hinduichgefüIrr¬ 
ten Würzemengen aber verschieden groß sind. In 
der Regel beträgt der Benelzungsschwund 0,1 bis 
0,3 v. H. der Ausschlag würze. Wenn die Menge der 
Anstellwürze durch Vermessen ermittelt werden 
kann, entspricht der Schwund von der Braupfanne 
bis zum Gärkeller (Absatz 2 Ziffern 1 bis 3) dem 
Unterschied zwischen der Menge der Ausschlag¬ 
würze und der Anstell würze. Wenn die Menge der 
Ans teil würze in geeichten Gefäßen ermittelt wer¬ 
den kann, ist der Schwund von der Braupfanne bis 
zum Gärkeller regelmäßig aus dem Unterschied 
zwischen der Menge der Ausschlagwürze und der 
Anstellwür/.o zu berechnen. 


(9) Der Schwund vom Gärkeller bis zum Aus¬ 
stoß kann durch Auspressen des Vor- und Unter¬ 
zeugs sowie des Zeugs und des Faßgelägers eben¬ 
falls erheblich vermindert werden, besonders aber 
auch durch sorgfältiges Arbeiten beim Abfüllen des 
Biers. Eine weitere Verminderung dieses Verlustes 
haben Brauereien zu verzeichnen, die ohne Fuhr- 
faß arbeiten und ihr Bier durch eine Rohrleitung 
aus den Gärbottichen unmittelbar in den Lagerkeller 
überführen können. Auch die Verwendung großer 
Gär- und Lagergefäße (z. B. Tanks) vermindert den 
Verlust. Bei sehr gutem Betrieb kann man vom 
Anstellen der Würze im Gärkeller bis zum Ausstoß 
mit einem Verlust von 2,5 bis 4,5 v. H. rechnen. Bei 
gutem bis mittlerem Betrieb beträgt dieser Verlust 
4,5 bis 7 v. II., bei schlechtem Betrieb über 7 bis 
10 v. H. 

(10) Für die Gesamlsdiwundermilllung sieht bei 
normalen Ilerstellungs- und Absatzbedingungen in 
Brauereien mit sorgfältiger kaufmännischer Buch¬ 
führung noch eine andere Berechnungsari zur Ver¬ 
fügung, die für jede Bicrart mit etwa gleichem 
Stammwürzegehalt in folgender Weise anzustellen 
ist: 

1. Biervorrat • bei Beginn des Ge¬ 
schäftsjahrs (Gär- und Lager¬ 
kellervorräte sind auf fertiges 

Bier umzuwerten) z. B. 6 800 hl 

2. Sudhausherslellung (Menge der 

heißen Ausschlagwürzc) im Ge¬ 
schäftsjahr z. B. 33 100 hl 

3. Rückbier im gleichen Zeitab¬ 
schnitt z. B. 250 hl 

Summe . . . 40 150 hl 

4 . Biervorrat am Schluß des Ge¬ 
schäftsjahrs (wie zu 1) z. B. . . 6 300 hl 

5. Bierverkauf einschl. Gratisbier 

im Geschäftsjahr z. B. 28 000 hl 

6. Haustrunk z. B.. 450 hl 

Summe ... 34 750 hl 

Der Schwund beträgt hiernach 5400 hl. Sein Vom¬ 
hundertsatz ist von der Menge der heißen Aus¬ 
schlagwürze und der Menge des Rückbiers zu be¬ 
rechnen, die nach Feststellung der Menge der 
Ausschlagwürze zugesetzt worden ist. Der Schwund¬ 
satz liegt daher innerhalb der Grenze von 16,19 und 
16,31 v.H. 

(11) Zur Herbeiführung eines einheitlichen Ver¬ 
fahrens bei Festsetzung der Schwundsätze sind für 
jeden Zollamts- und Ilauptzollamtsbezirk Über¬ 
sichten nach dem anliegenden Muster über die 
Festsetzung der Schwundsätze für die einzelnen 
Brauereien und die hierfür in Betracht kommenden 
Anhaltspunkte anzufertigen. 
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